
Die Medien sind voll mit 
Propagandainseraten von 
Industriellenvereinigung 
& Co. Dementsprechend 
auch das mediale Trom-
melfeuer, dass bei Pensi-

onen, beim Öffentlichem 
Dienst und im Gesund-
heitsbereich gespart wer-
den müsse. Pseudoexper-

tInnen haben Hochkon-
junktur.

Wir müssen uns auf die 
nächste Welle von Ver-
schlechterungen vorberei-
ten. Eigentlich sollten die 

Gewerkschaften jetzt be-
ginnen, Widerstand zu or-
ganisieren. Auf Verhand-
lungen zu setzen bringt 

nichts – die alte-neue Re-
gierung hat bei der Debat-
te ums Lehrerdienstrecht 
deutlich gemacht, dass 
ihnen die Gewerkschaf-
ten egal sind. Es gibt vie-
le Bereiche, wo ein kämp-
ferisches Auftreten nötig 
ist. Gegen die „modera-
te“ Lohnrunde im Öffent-
lichen Dienst für 2014 und 
gegen die Nulllohnrun-
de in Niederösterreich. Im 
LehrerInnenbereich muss 
die Verlängerung der Ar-
beitszeit abgewehrt wer-
den. Es braucht höhere 
Gehälter, um der Armuts-
gefährdung vieler Han-
delsangestellter (v.a. vie-
ler Alleinerzieherinnen) 
entgegenzuwirken. Der 
Sozial-und Gesundheits-

bereich braucht u.a. ei-
ne deutliche Gehaltserhö-
hung um mindestens 150 €.

Von Reichensteuer bis 
Wertschöpfungsabgabe: 
Die Gewerkschaften ha-
ben gute Beschlüsse. Doch 
viele GewerkschafterIn-
nen und BetriebsrätInnen 
wollen über „Lohnschere“ 
und „Armutsgefährdung“ 
nicht nur Studien hören, 
sondern endlich auch ak-
tiv dagegen kämpfen! Mit 
der Streikdrohung ha-
ben die Metaller ein star-
kes Lebenszeichen gesetzt. 
Das Ergebnis liegt aller-
dings weit hinter den Er-
wartungen und Möglich-
keiten. Ein enttäuschter 
Metaller macht klar: „Mit 

Streik wäre mehr drin 
gewesen, wir haben das 
auch vom Betriebsrat ge-
fordert.“ Wir müssen den 
Druck von unten, in Be-
trieben und Gewerkschaf-
ten, aufbauen, damit end-
lich Schluss ist mit den 
Angriffen und den faulen 
Kompromissen.

Michael Gehmacher
Die SLP fordert: 
FF Kampf jeder 
Privatisierung!
FF Keine Kompromisse 
bei den Lohnrunden! 
Statt „arm trotz 
Arbeit“ +150.- und 
1.700.- Mindestlohn!
FF Statt Rekordarbeitslo-
sigkeit - konsequente 
Arbeitszeitverkürzung 
bei vollem Lohn/Gehalt!
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SPÖ & ÖVP verhandeln über 
künftige Einsparungen und 
Privatisierungen. Das heißt: 
Fette Gewinne für Investoren, 
Verschlechterungen für uns.

Schluss mit Stellvertreterpolitik
Am 24.11.2012 begann die Flüchtlingsbewegung 
mit dem Marsch von Traiskirchen nach Wien. 
Im letzten Jahr gab es zahlreiche Aktionen, das 
Camp im Votivpark, die Besetzung der Kir-
che und eine Reihe von Demonstrationen. Das 
neue an dieser Bewegung ist, dass Flüchtlinge 
für sich selbst sprechen. Die SLP ist seit Beginn 
aktiver Teil der Bewegung.	 Seite 2

LehrerInnenstreik in Brasilien
In mehr als zwei Monaten Streik konnten die Leh-
rerInnen in Rio einen Teilsieg erzielen: Die Ge-
meindelehrerInnen konnten 15  % Lohnerhö-
hung erkämpfen, die BundeslehrerInnen 8 %. Es 
war der größte Streik im Bildungsbereich in den 
letzten 20 Jahren. Das Ergebnis zeigt, dass es sich 
lohnt zu kämpfen – auch wenn nur ein Teil der 
Forderungen erfüllt wurde. 	                 Seite 12

Schwerpunkt
„Der faule Beamte“ ist ein 
Klischee, um Kürzungen 
im Sozial- und Bildungs-
wesen durchzubringen. Ein 
Schwerpunkt zu Geschich-
te und widersprüchlichen 
Aufgaben des Öffentli-
chen Dienstes. Seiten 7-10
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Bei Redaktionsschluss stand die Zusammenset-zung der neuen Regie-rung noch nicht fest. Fix ist aber, dass der Öffent-liche Dienst (ÖD) hefti-gen Angriffen ausgesetzt sein wird. Alle Parteien, allen voran die neolibe-ralen Einpeitscher von Neos und Stronach, ha-ben hier Angriffe ange-kündigt – der Rest will gleichfalls kürzen. Die ideologische Vorberei-

tung darauf läuft schon lange. Die Mythen von „faulen Beamten“ und überbezahlten Spitzen-bürokratInnen sollen Kürzungen in den ver-schiedensten Bereichen legitimieren. Wie über-all anders auch gibt es Beschäftigte, deren En-gagement begrenzt ist; und ja: es gibt die Spit-zenbürokratInnen, die abkassieren. Bei beiden handelt es sich jedoch um eine verschwinden-

de Minderheit unter den Öffentlich Bediensteten.

Tatsächlich ist mehr als die Hälfte der Öffentlich Be-diensteten in Bund, Län-dern und Gemeinden in den Bereichen Bildung, Gesundheit und Soziales beschäftigt. Nicht einmal 20 % arbeiten in der Ver-waltung. Insgesamt sind in Österreich ca. 13,6 % der unselbständig Be-schäftigten im öffentli-

chen Bereich. Im EU-Ver-gleich ist das relativ we-nig. EU-Schnitt: 16,3 %. Es zeigt sich auch, dass jene Länder mit den bes-ten sozialen Bedingun-gen auch die höchste Zahl öffentlich Bediensteter hat (Norwegen: 36,4 %, Schweden: 29,7 %, Dä-nemark: 29 %). Das jähr-liche Durchschnittsein-kommen liegt mit 32.230 Euro zwar über jenem von ArbeiterInnen, aber unter jenem von Angestellten.

Einen großen Teil des ÖD bilden Bildung, Sozi-ales und Gesundheit. Ge-gen die Beschäftigten in diesen Bereichen (die üb-rigens fast ausnahmslos nicht verbeamtet sind) richtet sich die eigentli-che Hetze. Dabei ist der Verlogenheit kaum eine Grenze gesetzt. Die Ver-längerung der Arbeits-zeiten und die schlech-tere Bezahlung der Leh-rerInnen im Rahmen des 

geplanten neuen Lehre-rInnendienstrechts wird von der Regierung als „Bildungsreform“ ver-kauft. Dabei ist klar, dass Kürzungen im öffentli-chen Bereich auch immer Folgen für die Menschen haben, die auf diesen an-gewiesen sind. Schlecht bezahlte und überarbei-tete LehrerInnen lehren schlechter. Unterbezahl-tem und burn-out-ge-fährdetem Pflegeperso-nal in Krankenhäusern 

unterlaufen schneller Fehler, die Versorgung der PatientInnen wird gefährdet. Aber auch in anderen Bereichen füh-ren Kürzungen zu Ver-schlechterungen. Wenn die etablierten Parteien gegen den Öffentlichen Dienst hetzen, dann het-zen sie gegen Sozialar-beiterInnen, Bibliothe-karInnen, Müllentsorge-rInnen, Reinigungskräfte und viele andere, de-

ren Arbeit für jede zivi-lisierte Gesellschaft not-wendig ist, und die dafür auch eine entsprechende Bezahlung und Anerken-nung verdienen.
Bemerkenswerterwei-se spielt die Gewerk-schaftsführung einen großen Teil des Spiels der Regierung mit. GÖD-Vorsitzender Fritz Neu-gebauer (ÖVP) verkör-pert nicht nur den Ste-reotyp des Bürokra-ten. Die GÖD-Führung 

vertritt auch viel zu oft nur die Interessen einer schmalen Schicht von Beschäftigten im oberen Segment der öffentlichen Hierarchie. Im Jahr 2012 hat die Gewerkschafts-führung sogar einer Nulllohnrunde für alle öffentlich Bediensteten zugestimmt. Das hat aber die KollegInnen in den Salzburger Landesklini-ken, bei der Straßenrei-nigung, der Abfallent-

sorgung etc. nicht davon abgehalten, gegen diesen Angriff auf die Straße zu gehen. Dieser selbstor-ganisierte und erfolgrei-che Kampf war wichtig. Er hat auch gezeigt, dass es von großen Teilen der Bevölkerung Solidarität mit den KollegInnen im Öffentlichen Dienst gibt. Auf diese Erfahrungen gilt es für die kommen-den Auseinandersetzun-gen aufzubauen.
 Jan Rybak

Hetze gegen „faule Beamte“ von allen Parteien,  Angriffe geplant: Widerstand ist notwendig.
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Generalangriff 
auf den 
Öffentlichen Dienst

Höhere Löhne 
müssen wir 
erkämpfen!
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von Sonja Grusch� Die Toten 
vor der Küste von Lampedu-
sa haben Schock, Entsetzen 
und Betroffenheit hervorge-
rufen. Auch die hohen Spitzen 
der Politik kamen zum trauri-
gen Stelldichein, um Hände zu 
schütteln, Schultern zu klopfen 

und Maßnahmen zu versprechen. Was folgt ist an Zy-
nismus kaum zu überbieten. Zwar wird darüber ge-
sprochen, dass Europa mehr Flüchtlinge aufnehmen 
soll. Aber - mit dem Blick auf Wahlen und das Erstar-
ken ausländerfeindlicher Parteien – bitte nicht bei 
uns, sondern woanders. Überhaupt sei das Boot Eu-
ropa eigentlich voll. Flüchtlinge sollen aber, damit es 
künftig nicht mehr so grausliche Bilder von Wasser-

leichen gibt, nicht erst am Eintritt nach Europa ge-
hindert werden, sondern gleich an der Ausreise aus 
den Fluchtkontinenten. Der Pakt der Regierungen, 
deren Kolonialismus die Länder arm macht mit jenen 
Regierungen, deren Diktatur die Menschen verfolgt.
Aber weil die nicht so verlässlich, oder z.B. in Nordaf-
rika nicht mehr da sind, investiert die EU zum Schutz 
der Außengrenzen in Eurosur. Und zwar 250 Mil-
lionen bis zu einer Milliarde Euro. Der Zaun um die 
Festung Europas wird höher und mit Satelliten und 
Drohnen überwacht. Gerade mal 100.000 Asylan-
träge werden in der gesamten EU heuer gestellt wer-
den – das entspricht weniger als 0,02 % der europä-
ischen Bevölkerung. Doch es geht nicht darum, uns 
vor den Flüchtlingen zu schützen. Unsere Jobs und 
Löhne sind nicht von Flüchtlingen bedroht, sondern 
von KapitalistInnen, die ihre Profite schützen wol-
len. Unser Lebensstandard ist nicht von Flüchtlingen 
bedroht, sondern von einer aggressiven Sparpolitik 
der Regierungen, die die Banken retten wollen. Unser 
Problem sind nicht Flüchtlinge, sondern das 1 % an 
Reichen und Mächtigen, die verantwortlich sind für 
eine Welt, die Menschen überhaupt dazu bringt, zu 
flüchten und dann versucht, uns gegeneinander aus-
zuspielen, um weiter an der Macht zu bleiben.

Schon vor der Flüchtlings-
bewegung hatte es im-
mer wieder Demos gegen 
Abschiebungen gegeben. 
Doch vor einem Jahr wur-
den Flüchtlinge selbst ak-
tiv. Statt Stellvertreterpro-
testen durch solidarische 
AktivistInnen protestieren 
nun Flüchtlinge gemein-
sam mit UnterstützerIn-
nen. Flüchtlinge werden 
nicht mehr als anony-
me Abschiebeopfer wahr-
genommen, sondern als 
selbstbewusste Menschen, 
die für ihre Rechte kämp-

fen und den europäischen 
Regierungen zu Recht vor-
werfen, an den Fluchtur-
sachen ihn ihren Heimat-
ländern mitverantwort-
lich zu sein. Für die SLP ist 
wichtig, dass die Flücht-
linge von ihren Unterstüt-
zerInnen nicht bevormun-
det werden. Wir machen 
Vorschläge zur Strategie 
des Kampfes, entscheiden 
müssen das die Flücht-
linge selbst. Nicht die Ca-
ritas oder sonstwer sind 
die Experten, sondern die 
Flüchtlinge selbst.

Selbstorganisation von Flücht-
lingen: Ein großer Fortschritt

Forderung der Refugees: 
Arbeitsmarktzugang

Die neuentdeckte
Menschlichkeit - aber
bitte bei den Anderen!
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Das Arbeitsverbot drängt 
die AsylwerberInnen in 

„Schwarzarbeit“, in die 
Prostitution und in die Kri-
minalität – denn von der 
Grundversorgung kann 
niemand menschenwürdig 
leben. Flüchtlinge werden 
dadurch als Lohndrück-
erInnen missbraucht und 
an den Rand der Gesell-
schaft gedrängt. Wer aber 
einen Job und die finanzi-
ellen Mittel zur Teilnahme 
am sozialen und kulturel-
len Leben hat, kann sich ein 
Umfeld aufbauen, das bei 

einer drohenden Abschie-
bung dann auch schützt. 
Aus Solidarität und weil 
die Spaltung allen Beschäf-
tigten schadet, ist es da-
her die Verantwortung von 
GewerkschafterInnen, sich 
gemeinsam mit den Flücht-
lingen für den Arbeits-
marktzugang für Asylwer-
berInnen einzusetzen. Nur 
gemeinsam können wir für 
Arbeitszeitverkürzung und 
gute Löhne für alle und ge-
gen die Spaltung in „Inlän-
derInnen“ und „Auslände-
rInnen“ kämpfen.

Was wurde in einem Jahr 
Flüchtlingsbewegung bisher 
erreicht?

Muhammad: Die Flücht-
linge haben viel Respekt in 

Österreich gewonnen. Wir 
haben bewiesen, dass wir 
politische Aktivisten sind, 
die sowohl im Herkunfts-
land als auch in Österreich 
gegen miese Regierungen 
aktiv sind.

Wie können die Flüchtlinge ih-
re Forderungen erkämpfen?

Maria: Die prekäre Lage 
vieler Flüchtlinge hat zu ei-
ner „Nichts-zu-verlieren“-
Haltung, aber auch Unsi-
cherheit geführt. Mit den 
Abschiebungen im Juli 2013 

hat die Innenministerin die 
Bewegung geschwächt. Der 
ÖGB hat abstrakte Solidari-
tätserklärungen abgegeben, 
aber nicht mit den Flücht-

lingen demonstriert. Das 
ist aber nötig, um gesell-
schaftlichen Druck aufzu-
bauen.

Was hältst du von der Unter-
scheidung in „Wirtschafts-
flüchtlinge“ und „politische“ 
Flüchtlinge?

Maria: Niemand ver-
lässt freiwillig die Hei-
mat. Es gibt politisch, eth-
nisch oder religiös verfolg-
te Flüchtlinge und solche, 
die wegen der Wirtschafts-
lage in ihrer Heimat nicht 

überleben können. Das ist 
eine fragwürdige Unter-
scheidung von Staaten, die 
die „Wirtschaftsflüchtlin-
ge“ nicht aufnehmen wol-

len. Doch gerade sie sind an 
der Lage in den Herkunfts-
ländern schuld.

Welche Rolle spielt die SLP?
Maria: Die SLP war von 

Anfang an dabei, stark an 
der Organisation für den 
Marsch von Traiskirchen 
beteiligt und hat die bisher 
größte Demo am 16.2.2013 
maßgeblich mitgestaltet. 
Wir fordern vom ÖGB, ak-
tiv mit den Flüchtlingen-
für das Recht auf Arbeit zu 
kämpfen.

Schluss mit Stellvertreterpolitik

Nora Brandes interviewt Muhammad Numan 
(Flüchtlingsaktivist) und Maria Hörtner (SLPlerin).
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Schon zu Beginn der Koali-
tionsverhandlungen wur-
de Kritik aus der SPÖ-Ba-
sis laut. Ausgehend von 
der Wiener Sektion  8 und 

der Sozialistischen Jugend 
wurde eine Urabstim-
mung über den Koaliti-
onspakt gefordert.

Grund dafür ist die Sor-
ge, dass die Parteifüh-
rung, um den Kanzler 
zu behalten, weitgehen-
de Zugeständnisse an die 
ÖVP macht. Aber hat die 
SPÖ ein grundlegend an-
deres Programm als die 
ÖVP?

Heuer hat die SPÖ das 
schlechteste Wahlergebnis 
in ihrer Geschichte ein-

gefahren und die Mitglie-
derzahl hat sich seit 1979 
halbiert. Dies ist eine di-
rekte Folge der Politik der 
SPÖ in den letzten Jahr-

zehnten, die hauptsäch-
lich aus Sparpaketen und 
Kürzungen im Bildungs-, 
Gesundheits- und Sozial-
system bestand.

Sektion 8, SJ und ande-
re, die um die Zukunft ih-
rer Partei fürchten, erhof-
fen sich durch eine stärke-
re Einbeziehung der Basis 
einen Kurswechsel bzw. 
eine Rückbesinnung auf 
die „gute alte Sozialdemo-
kratie“.

Doch die Unterstützung 
ist mager – bisher haben 

nur 2 % aller Ortsorgani-
sationen unterschrieben. 
Das zeigt, wie wenig akti-
ve Basis die SPÖ noch hat.

Dementsprechend unbe-
eindruckt zeigt sich die 
Parteiführung. Dass sich 
einige Landesorganisa-
tionen zu Wort gemeldet 
haben drückt nur aus, 
dass sie den Protest nut-
zen, um ihre eigene Posi-
tion in der Partei zu ver-
bessern.

Die alleinige Forde-
rung nach einer Urab-
stimmung greift auch zu 
kurz, es fehlen konkrete 
Forderungen und geziel-
te Aktionen dafür.

Die in der SPÖ ver-
bliebenen SozialistIn-
nen müssen, wenn sie ih-
ren Ideen treu bleiben, ge-
gen Linie und Politik der 
Partei auftreten. Die SLP 
unterstützt die Protes-
te von SPÖ-Basismitglie-
dern und Strukturen ge-
gen den Rassismus, die 
Kürzungspolitik und die 
Anti-Gewerkschaftspo-
litik der SPÖ. Wir mei-
nen aber auch, dass eine 
neue ArbeiterInnenpartei, 
die sich nicht an die Dik-
tate der Wirtschaft hält, 
sondern offen gegen die 
etablierte Politik auftritt, 
notwendig ist. Eine sol-
che neue Linkspartei ist 
auch der beste Schutz ge-
gen ein weiteres Erstar-
ken der FPÖ. Das zeigt 
die Existenz der Linken in 
Deutschland.		
		  Lisa Wawra

Der Nazi-Mob, der durch 
die Straßen zieht; Wo 
gibt es denn so was 
noch? In Wien Favori-
ten griffen am Sonn-
tag, den 27.10. Na-
zis das Ernst-Kirch-
weger Haus (EKH) an. 
Das ehemals besetzte 
Haus ist ein linkes Zen-
trum und Sitz der lin-
ken, türkischen Orga-
nisation Atigf. Der An-
griff durch die 30-40 
Nazis war geplant und 
die Gruppe bewaff-
net (Stangen, Stein-
schleudern, Flaschen). 
Die Atigf trifft sich re-
gelmäßig am Sonn-
tag zu ihrem Früh-
stück, wo ganze Fami-
lien teilnehmen. Auch 
zum Zeitpunkt des An-
griffs spielten Kinder 
im Haus.

Die Angreifer kom-
men von den „Unsterb-
lichen“, dem inzwi-
schen inoffiziellen Fan-
club der Austria. Be-
grüßung mit Hitlergruß 
und Sprüche wie „Al-
le Rapidler sollen gelbe 
Sterne tragen“ gelten als 
üblich. „Unsterbliche“ 
sind verantwortlich für 
zahlreiche Gewaltta-
ten und Wiederbetäti-
gunsdelikte, nicht nur 
bei Fußballspielen.

Der Angriff konn-
te von den Anwesen-
den zurückgeschla-
gen werden, ein Anti-
faschist wurde verletzt. 
Die gestellten Nazis gin-
gen aber trotz Vorstra-
fen, Bewaffnung und 
Planung nicht in Unter-
suchungshaft. Ein po-
litischer Hintergrund 
müsse „erst noch über-
prüft werden“, so die 
Polizei. Auch die Ver-
einsführung der Aus-
tria macht oft lieber 
beide Augen zu, als ge-
gen die Nazis vorzu-
gehen. Stadionverbo-
te werden nicht exeku-
tiert und NS-Symbole 
auf Kleidung und Ban-
nern ignoriert. Wider-
stand kommt aber im-
mer wieder von den 
echten Fans, die sich ge-
gen die Vereinnahmung 
durch die Nazis wehren. 
Dieser Angriff stellt eine 
neue Qualität dar und 
zeigt, wie gefährlich die 
rechte Szene ist.

Der rechte Rand

Deutschland: Im März 2012 
begann die Refugee Tent 
Action, v.a. gegen die un-
menschlichen Bedingun-
gen in den Lagern. Über 150 
Tage, 50 davon im Hunger-
streik, protestierten –  aus-
gelöst durch den Selbst-
mord eines Flüchtlings – in 
Würzburg iranische Flücht-
linge. Der Protest weite-
te sich auf 12 Camps aus. 
Nach einem Protestmarsch 
von Würzburg nach Ber-
lin wurde Berlin das Zent-
rum des Protests. Ein Camp 
am Brandenburger Tor hal-

ten die „No-Citizens“ trotz 
Repression aufrecht und 
rufen im November zu ei-
ner weiteren Demo auf. Es 
gab zwei Bustouren und ei-
nen Kongress in München. 
Nach Hunger- und Durst-
streik am Münchner Rin-
dermarkt musste die Po-
litik Zugeständnisse ma-
chen. Flüchtlinge suchten 
Schutz im DGB-Haus. Sie 
gewannen Gewerkschafte-
rInnen als Fürsprecher und 
den DGB-Vorsitzenden von 
München für eine Solidari-
tätserklärung.

Schweden: Ein Hunger-
streik junger afghanischer 
Flüchtlinge in Gevlö, um 
gegen ihre Lebensbedin-
gungen zu protestieren.

Australien: Proteste auf den 
Christmas Islands 2011. Sie 
richteten sich gegen die 
langen Anhaltungen, die 
miserablen Umstände, vor 
allem schlechte Gesund-
heitsversorgung und psy-
chische Probleme durch die 
lange Isolation der Flücht-
linge, unter denen auch 
Kinder sind.

Griechenland: 2012 war der 
größte Hungerstreik der 
griechischen Geschichte 
durch 300 „illegale“ Mig-
rantInnen, die Papiere und 
gleiche Rechte fordern.

Zypern: 100 kurdische 
Flüchtlinge aus Syrien, die 
u.a. als politische Flüchtlin-
ge anerkannt werden wol-
len, führen im Mai 2006 den 
größten Flüchtlingspro-
test der zypriotischen Ge-
schichte durch. Der mehr-
wöchige Hungerstreik setz-
te die Abschiebebefehle aus.

Europaweit organisieren sich Flüchtlinge

Teile der Basis fordern ein Mitspracherecht, 
die Spitze will um jeden Preis regieren.

Tut sich was in der SPÖ?
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In Chicago standen 2012 
zwei Wochen lang die 
Schulen still, aber nicht 
die LehrerInnen. Die 
Chicago Teachers Uni-
on (CTU) führte ihre ca. 
26.000 Mitglieder in den 
Streik.

In vielen Medien hieß 
es anfangs, sie wollten 
„Privilegien“ vertei-
digen. In Wirklichkeit 
ging es um den Kampf 
für bessere Bildung und 
das Zurückschlagen von 
Kürzungen. Der Bür-
germeister wollte u.a. 
die Bezahlung der Leh-
rerInnen an die Leis-
tungen ihrer SchülerIn-
nen knüpfen. Zusätz-
lich ging es um den Ab-
bau von Jobs und weitere 
Verschlechterungen.

Um nicht isoliert zu 
werden, startete die CTU 
eine eigene Kampagne, 
gerichtet an Eltern und 

Öffentlichkeit. Bei Ver-
sammlungen, Demos, 
Streikposten etc. wur-
de die Misere im ameri-
kanischen Schulsystem 
durch LehrerInnen und 
UnterstützerInnen the-
matisiert. Statt der Het-
ze der Medien zu folgen, 
wandte sich die Wut der 
Menschen schnell gegen 
die Stadtregierung und 
Obama.

Schon nach einer Wo-
che Streik machte der 
Bürgermeister ein An-
gebot an die CTU, das 
viele der Kürzungen ab-
schwächte und von Vie-
len als Sieg gesehen wur-
de. Doch die Mehrheit 
der LehrerInnen stimm-
te in einer Urabstim-
mung dagegen. Viel gu-
ter Zuspruch von Eltern, 
SchülerInnen oder ein-
fach nur PassantInnen, 
die streikende LehrerIn-
nen beglückwünschten, 
gab ihnen das Selbst-
vertrauen, den Streik 
fortzuführen und mehr 
rauszuholen. Am Ende 
musste der Bürgermeis-
ter seinen „Reformvor-
schlag“ praktisch be-
graben. Der Erfolg ist 
Rückenwind für die Ge-
werkschaftsbewegung 
mitten in der Krise.                          

                Tilman M. Ruster

Frisch gekämpft, 
ist halb gewonnen!

BAGS-Beschäftigte: "Sozial, aber nicht blöd!“
Wegen der in den letz-
ten Jahren schwachen Ab-
schlüsse im Sozialbereich 
gibt es jetzt die Initiati-
ve „Sozial, aber nicht blöd“. 
Ziel ist eine kämpferische 
Kampagne rund um die 
BAGS-Verhandlungen, da-
mit die Gewerkschaft nicht 
wieder einem miesen Ab-
schluss zustimmt. Ers-
te Schritte gab es schon: So 
wurden im „Theresiengut“, 
einem Behindertenwohn-
heim in Linz, bei einer be-
trieblichen Abstimmung 
u.a. eine Lohnerhöhung 

von 7  % bzw. mindestens 
€  150 netto/Monat, eine 
zusätzliche Urlaubswoche 
und die Urabstimmung der 
Verhandlungsergebnisse in 
den betroffenen Betrieben 
gefordert. Mit Flugblättern 
und Unterschriftenlisten 
wurden die Forderungen in 
Linz verbreitet, unterstützt 
durch KollegInnen aus an-
deren Betrieben und der 
SLP. In Wien gab es bereits 
mehrere Treffen der Initia-
tive, die auch bei einer Be-
triebsversammlung von 

„Jugend am Werk“ vorge-

stellt wurde. Die aufliegen-
den Unterschriftenlisten 
wurden von vielen Kolle-
gInnen unterschrieben.

Bis zur Übergabe des For-
derungskataloges der Ge-
werkschaften im Dezember 
gilt es, sich zu vernetzen, 
Betriebsversammlungen 
abzuhalten und zu disku-
tieren, welche Forderun-
gen wir aufstellen und wie 
wir diese erreichen können 

– dazu werden wohl auch 
Streiks notwendig sein.. 
		  Flo Klabacher, Betreuer 
sozialabernichtbloed@gmx.at

183 Sitze gibt es im Natio-
nalrat. 107 gehen an offen 
(ÖVP, FPÖ, Team Stron-
ach, NEOS), 76 an praktisch 
wirtschaftsliberale Parteien 

(SPÖ, Grüne).
Schon vor den Wahlen 

forderte die ÖVP die „Ent-
fesselung der Wirtschaft“ 
und den Zwölfstundentag. 
Das sind direkte Forderun-
gen aus den Etagen der Un-
ternehmerverbände. In-
dustriellenvereinigung & 
Co. fordern in der Metal-
lerlohnrunde flexiblere Ar-
beitszeiten und Mehrarbeit 
für RaucherInnen.

Ein schwacher und ge-
fährdeter Wirtschaftsauf-

schwung brauche in Öster-
reich grundlegende struk-
turelle Veränderungen, also 
Angriffe auf ArbeiterInnen, 
so die Industriellenvereini-

gung in einer jüngsten Stel-
lungnahme.

Denn weltweit spitzt sich 
die wirtschaftliche Lage 
zu. Darüber kann auch der 
derzeitige Miniaufschwung 
nicht hinwegtäuschen. 
Er bereitet lediglich den 
nächsten Krisenschub vor, 
mit möglicherweise kata-
strophalen Auswirkungen 
für die exportabhängige 
heimische Wirtschaft. Ös-
terreichische Wirtschafts-
bosse werden deshalb zu ei-

ner härteren Gangart gegen 
Lohnabhängige getrieben 
als bisher.

Feymann und Spindeleg-
ger geben derweil kund, ein 

neues Lehrerdienstrecht 
(höhere Arbeitszeiten) auch 
ohne Zustimmung der Ge-
werkschaft durchsetzen zu 
wollen. Die Grünen stim-
men ein und wollen ei-
ne Flexibilisierung der Ar-
beitszeiten für LehrerIn-
nen.

Die zuständige Gewerk-
schaft Öffentlicher Dienst 
(GÖD) und deren Führung, 
der konservative Neuge-
bauer, zeigt sich pikiert und 
möchte „mitreden“. Neu-

gebauer ist wie seine sozi-
aldemokratischen Gegen-
spieler ein Beispiel für Ge-
werkschafterInnen, die im 
Parlament jede arbeitneh-
merfeindliche Aktion ihrer 
Parteien mittragen. Solche 
Leute brauchen wir nicht, 
stattdessen gehören ech-
te KämpferInnen ins Par-
lament! Wer die Interes-
sen der Beschäftigten heu-
te ehrlich vertreten möch-
te, kann das eigentlich nur 
mehr gegen die Parlament-
sparteien. Gewerkschaf-
terInnen brauchen einen 
neuen politischen Bündnis-
partner, eine neue Partei für 
ArbeiterInnen und Jugend-
liche. Denn die kommen-
den Jahre werden weitere 
Sparpakete und Nulllohn-
runden bringen, die zu be-
kämpfen sind!		
		  Christian Bunke

Der neugewählte Nationalrat bedeutet 
für ArbeitnehmerInnen nichts Gutes..

Parlament & Gewerkschaftsfeinde
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Am 7.10.2013 rief die „Initi-
ative für ein faires Lehre-
rInnendienstrecht“ (IFLD) 
zu einer Demonstration 
gegen das neue Dienstrecht 

auf. Dieses würde massi-
ve Verschlechterungen im 
Bildungsbereich bedeuten. 
Ca.  400 DemonstrantIn-
nen versammelten sich vor 
der Uni Wien, um von dort 
aus zum Bundeskanzler-
amt zu ziehen.

Im Vorfeld waren SLP-
AktivistInnen unterwegs, 
um für die Demonstrati-
on zu mobilisieren. Dabei 
nutzten wir z.B. den Tag 
der Wiener Schulen und 
die Einführungsveran-

staltung in das Pädagogik-
Studium, um Betroffene 
direkt zu erreichen.

An der Demonstration 
nahmen zahlreiche SLP-

Aktivistinnen (LehrerIn-
nen, SchülerInnen und El-
tern) mit Transparent, Me-
gaphon, Infomaterial und 
Redebeiträgen teil.

Sebastian Kugler, Lehr-
amtsstudent und SLP-
ler, betonte in seiner Rede, 
dass es nicht reicht, einmal 
gegen das neue Dienst-
recht auf die Straße zu ge-
hen. Nach dem Erfolg die-
ser Demonstration müssen 
wir weiter arbeiten, um 
den Protest fortzuführen 

und zu vergrößern. Dabei 
muss man nicht nur ge-
gen Verschlechterungen 
kämpfen, sondern auch für 
ein völlig neues Schulsys-

tem, in dem nicht Sparz-
wang und Wirtschaft re-
gieren.

Das kann jedoch nur ge-
lingen, wenn LehrerIn-
nen, Eltern und Schüle-
rInnen sich organisieren 
und gemeinsam für diese 
Verbesserungen kämpfen, 
denn die Betroffenen sind 
die echten ExpertInnen. 
Die SLP wird diesen Kampf 
auch weiter voll unterstüt-
zen.

	 Christoph Glanninger

10 Mrd. für Bildung & Soziales!

Die SLP wird auch in Zukunft jeden Kampf für bes-
sere Bildung unterstützen & sich daran beteiligen.

Am 4. Oktober war Equal 
Pay Day 2013. Das bedeu-
tet, dass (durchschnitt-
lich) ab diesem Tag Frauen 
in Österreich das restliche 
Jahr gratis arbeiten. Teil-
zeitarbeit und die schlich-
te Tatsache, dass Frauen oft 
weniger als ihre männli-
chen Kollegen für die glei-
che Arbeit bekommen, 
sind die Ursache. Zusätz-
lich treiben die niedrige-
ren Löhne in Branchen, 
wo überwiegend Frauen 
arbeiten, die Lohnschere 
weiter auseinander. Dazu 
gehört z.B. Handel, Reini-
gungskräfte, Gastronomie 
und eben auch der (öffent-
liche und private!) Ge-
sundheits- und Sozialbe-
reich.

Ende des Jahres be-
ginnen die Kollektivver-
tragsverhandlungen (KV) 
des privaten Gesund-
heits- und Sozialbereichs 
(BAGS) statt. Seit Jahren 
hat die Gewerkschaftsfüh-
rung hier eine fatale Tra-
dition aufgebaut. Zuerst 
wird die Verhandlung ab-
gebrochen, dann bundes-
weite Demos veranstal-
tet, die eher Dampfablas-
saktionen gleichkommen, 
um schließlich doch eine 
Lohnerhöhung unter der 
Teuerungsrate zu akzep-
tieren. Die Demos werden 
immer größer. Die Wut 
wäre da. Doch diese Vor-
gangsweise frustriert die 
KollegInnen nur. Deshalb 
führt die SLP gemeinsam 
mit kämpferischen Be-
triebsrätInnen und Kol-

legInnen dieses Bereiches 
eine Kampagne für höhe-
re Löhne und Arbeitszeit-
verkürzung im BAGS (sie-
he Seite 4).

Der Equal Pay Day war 
Anlass für eine erste Ak-
tion in Linz. Beschäftigte 
des Sozialbereichs und Ak-
tivistInnen der SLP sam-
melten gemeinsam zahl-
reiche Unterschriften. 
Die Erklärung „Wer ge-
gen die Lohnschere zwi-
schen Frauen und Männern 
kämpfen will, muss für hö-
here Löhne im Gesund-
heits- und Sozialbereich 
kämpfen.“ leuchtete vielen 
ein. Das war etwas konkre-
ter als die Lippenbekennt-
nisse der Gewerkschaft auf 
ihrer „kreativen“ Aktion. 
Die Initiative stieß bei jun-
gen wie älteren Frauen und 
Männern aus verschie-
denen Branchen auf gro-
ße Zustimmung. In Kürze 
waren die Unterschriften-
listen voll. Dabei kam viel 
Wut über „die da oben“, die 
Teuerung, die Situation am 
eigenen Arbeitsplatz und 
die faule Gewerkschafts-
führung hoch.

Jetzt gilt es, weiter Un-
terstützung zu sammeln, 
nicht nur auf der Straße, 
sondern vor allem auch in 
verschiedenen BAGS-Be-
trieben und unter Betroffe-
nen anderer Bereiche. Da-
mit die Lohnrunde heuer 
eine kämpferische wird und 
echte Verbesserungen – 
gerade für Frauen – bringt!	 
		  Jan Millonig 
		  fb/bags.kampagne

Equal Pay Day: 
Höhere Löhne erkämpfen!

Widerstand regt sich 
im schwarzen Tirol!
Der erste Zeitungsverkauf 
Anfang Oktober in der 
Innsbrucker Maria–There-
sien-Straße stieß auf brei-
tes Interesse. Innerhalb 
einer Stunde verkauften 
wir 10 Zeitungen und ver-
teilten über 200 Flyer. Am 
gleichen Tag fand das ers-
te Treffen der Innsbrucker 
Ortsgruppe statt. Sechs 
InteressentInnen aus Ti-
rol und Vorarlberg lernten 
die SLP kennen und betei-
ligten sich an intensiven 
Diskussionen über die Kri-
se des Kapitalismus, alter-

native Regierungsformen, 
über die Frage der Ent-
eignung der Superreichen 
und sozialistische Poli-
tik. Ein Interessent mein-
te über das Treffen: “End-
lich eine durch und durch 
sozialistische Organisati-
on!“  Auch Zuwachs bahnt 
sich an: Einige Teilneh-
merInnen zeigten Interes-
se, die SLP in Tirol aufzu-
bauen. Komm zu Aktionen 
und Diskussionen! Wer-
de aktiv! Schreib uns an:  
		  tirol@slp.at 
	 	 Andreas Sauter

Termin des Monats

Anfang Dezember treffen sich SozialistInnen aus der 
ganzen Welt. Diskutiert werden die zweite Phase der 

„Arabischen Revolution“, die Forderungen der Proteste 
in der Türkei, Erfahrungen mit den Klassenkämpfen in 
Brasilien und China sowie Berichte von der neuen Ar-
beiterInnenpartei in Südafrika. Und natürlich die Pers-
pektiven für die Weltwirtschaft und die ArbeiterInnen-
bewegung.
Bericht vom Internationalen Treffen des CWI
Dienstag, 10. Dezember, 19.00 Uhr 
Wien 20, Pizzeria "La Piazza", Gaussplatz 7

Internationale 
Krise & Revolution
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Nur 28  % der Kinder und 
Jugendlichen in Öster-
reich betreiben Sport. Es 
darf nicht verwundern, 
wenn dabei bereits 24  % 
aller 7-14-Jährigen fettlei-

big sind. Ab 2014 soll die 
tägliche Turnstunde laut 
SPÖ in allen Pflichtschu-
len durchgesetzt werden.

Ein Mehr an Bewe-
gung ist durchaus begrü-
ßenswert. Aber eine sol-
che Reform kann nicht 
über das antiquierte ös-
terreichische Schulsystem 
hinwegtäuschen: Kin-
der und Jugendliche wer-
den ans System angepasst 
und nicht die Schule an 
den Bewegungsdrang des 

Menschen. Es werden we-
der der Freiraum noch die 
Möglichkeiten geboten, 
die sie brauchen. 

Die tägliche Turnstun-
de im Sinne von SPÖ & Co. 

soll innerhalb des beste-
henden Schulsystems um-
gesetzt werden und da-
bei am besten nichts kos-
ten. Wie soll das gehen? Es 
fehlt an Räumlichkeiten 
und LehrerInnen. Ver-
teidigungsminister Ge-
rald Klug sprach davon, 
„Vereine in die Schulen zu 
bringen“. Private Verei-
ne in die Schulen zu holen, 
würde eine weitere Priva-
tisierung der Bildung und 
Mehrkosten für die Eltern 

bringen. Bleibt noch die 
forcierte Arbeitszeitver-
längerung für LehrerIn-
nen. Aber auch Turnleh-
rerIn ist kein Halbtags-
job – wie bei allen Lehre-

rInnen gilt auch hier: Gute 
Vorbereitung braucht Zeit. 

Im derzeitigen System ist 
die tägliche Turnstunde 
nicht umsetzbar. Dabei 
wäre das Geld dafür da – 
es befindet sich nur in den 
Taschen des Großkapitals. 
Diese Verteilung des Gel-
des wird von keiner der 
Parteien, die die tägliche 
Turnstunde fordern, auch 
nur hinterfragt.

Nur mit mehr Geld und 
im Rahmen einer Ganz-
tagsschule könnte ein 
Mehr an Bewegung umge-
setzt werden. Diese ließe 
sich ideal mit einem frei-

willigen Kurssystem in 
Konsens bringen. Schüle-
rInnen könnten sich dann 
etwa Bewegungsaktivi-
täten aus einem Angebot 
aussuchen. Jede/r nach 
ihren/seinen Fähigkeiten, 
jede/r nach ihren/seinen 
Bedürfnissen. Auch Kin-
der mit ärmerem Fami-
lienhintergrund könn-
ten so ohne teure pri-
vate Vereine Sport und 
Tanzarten kennen lernen. 
		  Gabriel Winkelmüller
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Was haben Österreichs 
Stronach, Tschechiens 
Babis, Russlands Pro-
chorov sowie die Ame-
rikaner Romney und 
Bloomberg gemein-
sam? Sie gehören zu den 
reichsten Menschen der 
Welt. Und sie haben es 
sich zum Ziel gesetzt, 
aktiv in der Politik mit-
zuwirken. Zwei Fragen 
drängen sich auf: seit 
wann und wozu? Die 
Bemühungen der Bour-
geoisie, ihre Klassenin-
teressen politisch um-
zusetzen, sind so alt wie 
die Bourgeoisie selbst. 
Der übliche Weg verläuft 
über Lobbying bzw. di-
rekte oder indirekte Be-
einflussung der Mei-
nung von Öffentlich-
keit oder Parteien. Das 
ist z.B. in den USA gang 
und gäbe. Doch vie-

len Superreichen ist das 
nicht genug – sie grün-
den eigene Parteien. Es 
steckt mehr dahinter 
als ein wahnsinniger 
Egomane wie Berlusco-
ni oder rechte Ideolo-
gie wie beim deutschen 
Frey. Wenn die etablier-
ten Parteien versagen, 
die Massen nach Alter-
nativen suchen und der 
Kapitalismus in der Kri-
se steckt, dann treten 
die Superreichen an, um 
das System zu retten – 
und gründen eine „al-
ternative“ Partei! Denn 
wer kann die Interessen 
des Kapitals besser, ef-
fizienter und radikaler 
vertreten als ein Kapita-
list. Nachdem Profitbe-
sessenheit, Ausbeutung 
und autoritäres Welt-
bild in eine attraktive, 
frische und „demokra-
tische“ Hülle verpackt 
sind, präsentiert sich die 
Partei dann als eine Al-
ternative zu der versa-
genden Regierung, fängt 
die enttäuschten Wäh-
lerInnen auf und bieten 
somit ein Ventil für den 
potentiell revolutionä-
ren Druck, der sich im 
Kapitalismus aufbaut. 
Und statt Sparpaketen 
gibt es dann Sparpake-
te!    	
	                          Nikita Tarasov

Rote 
Seitenblicke 

Bronstein ermittelt wieder
Zwei Fragen an Andreas 
Pittler, dessen neuer Kri-
mi „Charascho“ im Jänner 
2014 erscheint.

Kommissar Bronstein sym-
pathisiert 1918 mit der Revo-
lution. Durch die folgenden 
Niederlagen wird er zynisch.

Mein "Bronstein" ist ein 
Polizist. Dass er mit Kom-
munisten verkehrt, sich 
sogar in eine verliebt, 
lässt ihn kurzfristig ra-
dikal werden. Doch im 
Prinzip ist er eine klein-
bürgerliche Beamtensee-
le, die erst mühsam lernen 

muss, dass die Dinge nicht 
so sind, wie sie von den 
Herrschenden behauptet 
werden.

In „Charascho“ glaubt 
Bronstein 1945, dass die 
Verantwortlichen zur Re-
chenschaft gezogen wer-
den müssen. Als er er-
kennt, dass sie schon wie-
der an den Schaltstellen 
der neuen Republik auf-
tauchen, kommt er zu 
dem Schluss, dass es auch 
für einen Beamten eine 
wichtigere Richtschnur 
zum Handeln gibt als die 
der behördlichen Weisung.

Wo würde sich Bronstein 
heute positionieren?

Er wäre eine aufge-
klärte laizistische Frau 
mit türkischem Back-
ground, die genauso her-
ablassend von ihrer Kol-
legenschaft behandelt 
wird wie Bronstein in der 
1. Republik. Und sie wäre 
wahrscheinlich anfäng-
lich durchaus idealistisch 
im Sinne bürgerlicher Li-
beralität und stieße – wie 
Bronstein 80 Jahre vor ihr 

– rasch an die Grenzen un-
serer "bürgerlichen Be-
haglichkeit".

Die etablierten Parteien wollen mehr Bewegung  
an den Schulen – klingt gut, hat aber viele Haken.

Tägliche Turnstunde: ja, aber…



Bei Redaktionsschluss 
stand die Zusammenset-
zung der neuen Regie-
rung noch nicht fest. Fix 
ist aber, dass der Öffent-
liche Dienst (ÖD) hefti-
gen Angriffen ausgesetzt 
sein wird. Alle Parteien, 
allen voran die neolibe-
ralen Einpeitscher von 
Neos und Stronach, ha-
ben hier Angriffe ange-
kündigt – der Rest will 
gleichfalls kürzen. Die 
ideologische Vorberei-

tung darauf läuft schon 
lange. Die Mythen von 
„faulen Beamten“ und 
überbezahlten Spitzen-
bürokratInnen sollen 
Kürzungen in den ver-
schiedensten Bereichen 
legitimieren. Wie über-
all anders auch gibt es 
Beschäftigte, deren En-
gagement begrenzt ist; 
und ja: es gibt die Spit-
zenbürokratInnen, die 
abkassieren. Bei beiden 
handelt es sich jedoch 
um eine verschwinden-

de Minderheit unter den 
Öffentlich Bediensteten.

Tatsächlich ist mehr als die 
Hälfte der Öffentlich Be-
diensteten in Bund, Län-
dern und Gemeinden in 
den Bereichen Bildung, 
Gesundheit und Soziales 
beschäftigt. Nicht einmal 
20 % arbeiten in der Ver-
waltung. Insgesamt sind 
in Österreich ca. 13,6  % 
der unselbständig Be-
schäftigten im öffentli-

chen Bereich. Im EU-Ver-
gleich ist das relativ we-
nig. EU-Schnitt: 16,3  %. 
Es zeigt sich auch, dass 
jene Länder mit den bes-
ten sozialen Bedingun-
gen auch die höchste Zahl 
öffentlich Bediensteter 
hat (Norwegen: 36,4  %, 
Schweden: 29,7  %, Dä-
nemark: 29  %). Das jähr-
liche Durchschnittsein-
kommen liegt mit 32.230 
Euro zwar über jenem von 
ArbeiterInnen, aber unter 
jenem von Angestellten.

Einen großen Teil des 
ÖD bilden Bildung, Sozi-
ales und Gesundheit. Ge-
gen die Beschäftigten in 
diesen Bereichen (die üb-
rigens fast ausnahmslos 
nicht verbeamtet sind) 
richtet sich die eigentli-
che Hetze. Dabei ist der 
Verlogenheit kaum eine 
Grenze gesetzt. Die Ver-
längerung der Arbeits-
zeiten und die schlech-
tere Bezahlung der Leh-
rerInnen im Rahmen des 

geplanten neuen Lehre-
rInnendienstrechts wird 
von der Regierung als 
„Bildungsreform“ ver-
kauft. Dabei ist klar, dass 
Kürzungen im öffentli-
chen Bereich auch immer 
Folgen für die Menschen 
haben, die auf diesen an-
gewiesen sind. Schlecht 
bezahlte und überarbei-
tete LehrerInnen lehren 
schlechter. Unterbezahl-
tem und burn-out-ge-
fährdetem Pflegeperso-
nal in Krankenhäusern 

unterlaufen schneller 
Fehler, die Versorgung 
der PatientInnen wird 
gefährdet. Aber auch in 
anderen Bereichen füh-
ren Kürzungen zu Ver-
schlechterungen. Wenn 
die etablierten Parteien 
gegen den Öffentlichen 
Dienst hetzen, dann het-
zen sie gegen Sozialar-
beiterInnen, Bibliothe-
karInnen, Müllentsorge-
rInnen, Reinigungskräfte 
und viele andere, de-

ren Arbeit für jede zivi-
lisierte Gesellschaft not-
wendig ist, und die dafür 
auch eine entsprechende 
Bezahlung und Anerken-
nung verdienen.

Bemerkenswerterwei-
se spielt die Gewerk-
schaftsführung einen 
großen Teil des Spiels 
der Regierung mit. GÖD-
Vorsitzender Fritz Neu-
gebauer (ÖVP) verkör-
pert nicht nur den Ste-
reotyp des Bürokra-
ten. Die GÖD-Führung 

vertritt auch viel zu oft 
nur die Interessen einer 
schmalen Schicht von 
Beschäftigten im oberen 
Segment der öffentlichen 
Hierarchie. Im Jahr 2012 
hat die Gewerkschafts-
führung sogar einer 
Nulllohnrunde für alle 
öffentlich Bediensteten 
zugestimmt. Das hat aber 
die KollegInnen in den 
Salzburger Landesklini-
ken, bei der Straßenrei-
nigung, der Abfallent-

sorgung etc. nicht davon 
abgehalten, gegen diesen 
Angriff auf die Straße zu 
gehen. Dieser selbstor-
ganisierte und erfolgrei-
che Kampf war wichtig. 
Er hat auch gezeigt, dass 
es von großen Teilen der 
Bevölkerung Solidarität 
mit den KollegInnen im 
Öffentlichen Dienst gibt. 
Auf diese Erfahrungen 
gilt es für die kommen-
den Auseinandersetzun-
gen aufzubauen.

	 Jan Rybak

Hetze gegen „faule Beamte“ von allen Parteien,  
Angriffe geplant: Widerstand ist notwendig.

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI):   T 01.524 63 10   M slp@slp.at   W www.slp.at

Generalangriff 
auf den 
Öffentlichen Dienst
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FFVertragsbedienstete 
und BeamtInnen (inkl. 
Teilzeit): 545.000. 
Das sind 13,6 % aller 
unselbständig Beschäf-
tigten (Stand 2011).
FFEin Großteil dieses 
ÖD entfällt auf die 
Gebietskörperschaften. 
Diese sind in Bund, 
neun Länder sowie 
über 2.350 Gemeinden 
geteilt. Exklusive der 
ausgegliederten Bereiche 
(z.B. Krankenanstalten 
der Länder; Post beim 
Bund) sind dies etwa 
350.000 (2011).
FFZum ÖD werden z.B. auch 
Sozialversicherungen 
und alle gesetzlichen 
Interessenvertretungen 
(Kammern) gezählt.
FFAls Beispiel für die Unter-
teilung von BeamtInnen 
in Gruppen die zehn 
Kategorien des Bundes: 1. 
Allgemeine Verwaltung; 
2. ExekutivbeamtInnen 
(Polizei); 3. Berufs-
offiziere Bundesheer; 
4. RichterInnen und 
StaatsanwältInnen; 5. 
UniversitätslehrerInnen 
und -professorInnen; 
6. LehrerInnen; 7. 
Schulaufsicht und 
FachinspektorInnen; 
8. Postwesen; 9. 
Krankenpflege-Dienste; 
10. Postverwaltung. Die 
Vertragsbediensteten 
werden in vier Gruppen 
unterteilt: 1. Verwal-
tung (ArbeiterInnen 
und Angestellte); 2. 
VertragslehrerInnen; 3. 
ProfessorInnen, Dozen-
tInnen, AssistentInnen; 
4. Krankenpflegedienst.

FFWährend Frauen für 
gleichwertige Arbeit 
generell weniger erhalten 
als Männer (bei Arbeite-
rInnen und Angestellten 
inkl. Teilzeit 40 % bis 
50 % weniger), ist diese 
skandalöse Ungerechtig-
keit bei BeamtInnen und 
Vertragsbediensteten 
zumindest geringer. 
Inklusive Teilzeit-
Beschäftigungen ist der 
Einkommensunterschied 
bei Vertragsbediens-
teten 22,7 %, bei den 
BeamtInnen sind 
es „nur“ 6,2 %.
FFDas durchschnittliche 
Bruttojahreseinkommen 
(nur ganzjährig Vollzeit-
Beschäftigte einge-
rechnet) bei BeamtInnen 
beträgt ca. 51.100 €. Der 
Wert für ArbeiterInnen 
in der sog. Privatwirt-
schaft liegt bei 29.100 €.
FFDer Vergleich Vertrags-
bedienstete im ÖD zu 
Angestellten in der 
Privatwirtschaft ist 
aufschlussreich. Beim 
Vollzeit-Durchschnitts-
Bruttoeinkommen liegen 
Angestellte interessan-
terweise vorne: 41.700 € 
zu 36.000 €. Es ist somit 
falsch zu behaupten, dass 
man im „Staatsdienst 
mehr verdient als in der 
Privatwirtschaft". Zum 
Tragen kommt hier der 
überdurchschnittlich 
hohe Frauenanteil bei 
Vollzeit-Vertragsbe-
diensteten (66 %). 
 
Quellen: Statistik Austria, www.

oeffentlicherdienst.at, www.austria.

gv.at/2004/4/22/oeffdienst.pdf

Der Öffentliche Dienst (ÖD) 
bildet eines der Hauptan-
griffsziele von Regierung 
und Kapital. Es geht angeb-
lich um „Verschlankung“, 
„Bürokratieabbau“, „Effizi-
enzsteigerung“. Tatsächlich 
geht es um Kürzungen im 
Sozial- und Bildungswesen 
und weitere Privatisierun-
gen.

Der „Beamte“ ist ein 
selten richtig verwende-
ter Kampfbegriff. Fälsch-
licherweise wird damit 
meist der gesamte ÖD be-
zeichnet. Doch es gibt 

mittlerweile mehr Ver-
tragsbedienstete als Beam-
tInnen. Vertragsbediens-
tete sind sozialrechtlich 
ähnlich Angestellten und 
das Dienstrecht der Beam-
ten ist längst nach unten an 
das der Vertragsbedienste-
ten angeglichen. Auch ist 
der ÖD ist in vielen Berei-
chen Vorreiter bei der Pre-
karisierung von Jobs. Das 
zeigt sich z.B. bei Ketten-
verträgen bei LehrerInnen 
oder der Umgehung eines 
Angestelltenverhältnisses 
z.B. bei AbfallberaterIn-
nen oder in den Bundes-
museen. Privilegien gibt es 
wie in der Privatwirtschaft 
nur für eine kleine Schicht 
an der Spitze. Im ÖD sind 
großteils Menschen be-
schäftigt, die nicht dem 
Kernbereich des Staates 
(dem Repressionsapparat) 
angehören, sondern wich-
tige öffentliche Dienstleis-
tungen erbringen. Sie ar-

beiten im Bildungsbereich, 
Gesundheitswesen, öf-
fentlichen Verkehr oder im 
Sozialbereich. Sie alle sind 
lohnabhängig und betrof-
fen von Sparmaßnahmen, 
Stellenabbau, Arbeits-
druck und Lohnkürzun-
gen, Privatisierung.

Es geht um alle jene Be-
reiche, die nicht zum 
„Kern“ des ÖD gehören. 
Die revolutionäre Situati-
on nach 1918 und beson-
ders der Nachkriegsauf-
schwung und die spezielle 
Lage Österreichs im Kalten 

Krieg ermöglichte bzw. er-
forderte aus Sicht des Ka-
pitalismus für einige Jahr-
zehnte ein Arrangement, 
das durch vergleichsweise 
hohe soziale Standards ge-
kennzeichnet war. Der ÖD 
übernahm im Sozialstaat 
viele Aufgaben, die vorher 
nicht – oder in geringerem 
Umfang – vom Privatsek-
tor geleistet wurden. Auch 
die „alten“ Verstaatlichten 
(VOEST, E-Wirtschaft etc.) 
wurden nicht im Interes-
se der österreichischen Ar-
beiterInnenklasse natio-
nalisiert. Das Kapital war 
nach dem Krieg schlicht 
derart geschwächt, dass 
es nicht selbst überneh-
men konnte. Zudem war 
die staatliche VOEST vor 
allem ein günstiger Zulie-
ferer für die Privatwirt-
schaft. Hochqualitativer 
Stahl wurde weit unter 
Weltmarktpreisen an Un-
ternehmen verkauft, um 

deren Profit zu steigern. 
All das bedeutet nicht, dass 
die ArbeiterInnenklasse 
kein vitales Interesse am 
Bestand dieser Verstaat-
lichten hat(te). Das lag aber 
vor allem an den besseren 
Arbeitsbedingungen und 
sicheren Arbeitsplätzen in 
den Betrieben.

Die Ursache für den Ab-
bau im ÖD stellt die struk-
turelle Krise des Kapitalis-
mus dar. In der Schwerin-
dustrie und im Pensions-, 
Gesundheits- und Bil-
dungswesen kann über-
schüssiges Kapital ge-
winnbringend angelegt 
werden. Daher gab und 
gibt es Ausgliederungen 
und Privatisierungen. 

Gleichzeitig kommt es 
mittels Sparpaketen zu ei-
ner generellen Umvertei-
lung von unten nach oben. 
Der Staat „muss“ bei den 
Ausgaben sparen, um dem 
Privatsektor unter die Ar-
mee greifen zu können. Als 
Vorwand für solche staat-
lichen Angriffe auf den 
ÖD wird gern die Lüge be-
dient, er arbeite ineffizi-
enter als „die Privatwirt-
schaft“. Doch die Öffnung 
für privates Kapital bringt 
im Regelfall Leistungsver-
schlechterungen für Kun-
dInnen und schlechtere Ar-
beitsbedingungen für die 
(ex-)BeamtInnen.

Ein Merkmal des Beam-
tInnen-Standes ist die De-
finitivstellung (Pragmati-
sierung). Für diese Garan-
tie verlangt der Staat jedoch 
volle Loyalität. Wer beamtet 
ist, unterliegt einem eige-
nen Dienstrecht einschließ-
lich Disziplinarregelungen 
– z.B. gab es speziell im ÖD 
ein Streikverbot. Pragmati-
sierung bedeutet aber auch 
Schutz vor dem Verlust des 

Der Öffentliche Dienst, 
die Gesellschaft und der 
kapitalistische Staat

Zahlen und Fakten:
Öffentlicher Dienst (ÖD)

„Faule Beamte“, „Privilegien-
ritter“, „Betonierer“:
Das Beamten-Bashing 
lässt kein Klischee aus.
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Eine Analyse des Öffentlichen Dienstes kommt nicht ohne 
Analyse des Staates aus. Dieser ist ein bürgerlich-kapi-
talistischer mit der Aufgabe, die herrschenden Eigen-
tumsverhältnisse zu sichern und notfalls auch mit Ge-
walt zu verteidigen. Die Kernaufgabe des Staates ist da-
her v.a. die Schaffung eines rechtlichen Rahmens und 
die Durchsetzung seiner Einhaltung. Also alles, was 
im weitesten Sinn zum „Repressionsapparat“ gehört. 
Die Beschäftigten in diesem Bereich – die BeamtInnen 
– müssen wirtschaftlich und sozial (teilweise deutlich) 
über andere gestellt werden, um verlässliches Personal 
im Repressionsapparat zu haben.

Die Wurzeln des österreichischen ÖD liegen im 18. 
Jahrhundert in einem absolutistischen, also diktatori-
schen System. Gerne wird der Entstehung des Verwal-
tungsapparats unter Maria-Theresia Fortschrittlichkeit 

untergeschummelt. Doch Hauptmotivation war der Er-
halt der eigenen Macht und Privilegien vor dem Hinter-
grund einer sich ändernden Wirtschaft. Beamte aus allen 
Teilen der Monarchie wurden eingebunden. Wesentli-
ches Ergebnis war jedoch nicht Stärkung der benachtei-
ligten Regionen, sondern Zentralisierung. Auch mach-
ten Maria-Theresia und in Folge Joseph II. die berühmten 
Schulreformen, um fähige regimetreue Beamte zu züch-
ten und nicht, weil ihnen die Kinder leid taten.

„Die der bürgerlichen Gesellschaft eigentümliche 
Staatsgewalt entstand in der Epoche des Niedergangs 
des Absolutismus. Zwei Institutionen sind für diese 
Staatsmaschinerie besonders kennzeichnend: das Be-
amtentum und das stehende Heer.“ (W.I.Lenin, Staat 
und Revolution, 1917)

Die Struktur des ÖD und „der Beamte“ blieben auch 
nach Ende der Monarchie im nunmehr republikani-
schen Kapitalismus bestehen. In weiterer Folge glänz-
te die Bürokratie sowohl im Austro- als auch Nazi-Fa-
schismus durch Anpassungsfähigkeit. Das beamtete 
Kleinbürgertum war eine wichtige Stütze. Auch nach 
1945 halfen ebendiese, die bürgerlichen Eigentumsver-
hältnisse zu sichern. 

Heute sieht der ÖD anders aus. Abgesehen von den 
obersten Schichten der Hoheitsverwaltung und den Or-
ganen der Zwangsgewalt ist eine „Proletarisierung“ mit 
politisch bedeutsamen Folgen festzustellen. Die Arbei-
terInnenbewegung erkämpfte soziale und politische 
Verbesserungen und in Folge den „Sozialstaat“. Es ent-
standen im ÖD neue Tätigkeitsfelder, die die Bedürfnisse 
der arbeitenden Massen widerspiegelten. Eine moder-
ne Gesellschaft braucht mehr als staatliche Repression, 
Steuerbehörden und Militärkasernen. Ebenso änder-
te sich die soziale Zusammensetzung der Beschäftigten.

Heute prägen die Widersprüche und Krisen des Kapi-
talismus auch den ÖD. Schon Ende der 1940er erfolgte 
die Einführung des Status „vertragsbedienstet“. Heu-
te ist das Dienstrecht der BeamtInnen weitgehend an 
das der Vertragsbediensteten angeglichen, ein gewalti-
ger Teil des ÖD privatisiert oder ausgegliedert und Be-
amtInnen bilden nur einen (Rest)teil des ÖD. „Beam-
tentum“ war früher also etwas anderes als heute. Die 
erforderliche Zuverlässigkeit lässt sich in den Rand-
bereichen wie in der Privatwirtschaft durch Angst vor 
Arbeitsplatzverlust erreichen. Nur mehr im Kern des 
Repressionsapparates (RichterInnen, Staatsanwäl-
tInnen, Militärischer Dienst, Exekutivdienst der Po-
lizei) sind ausschließlich BeamtInnen beschäftigt. 
	 	 Helga Schröder und Franz Neuhold

Beamtentum: Repressions-
apparat im Wandel der Zeit

Marx aktuell

Arbeitsplatzes und Schutz 
vor der Willkür von Vor-
gesetzten. In diesem Sinne 
sind wir nicht für eine Auf-
weichung, sondern einen 
Ausbau des Kündigungs-
schutzes für alle Beschäf-
tigten. Dies darf jedoch kein 
Freifahrtschein für korrup-
te BeamtInnen oder sadis-
tische LehrerInnen sein, 
da die Kontrolle nicht den 
Vorgesetzten, sondern den 
MitarbeiterInnen und Kun-
dInnen unterliegen muss.

Die massiven Veränderun-
gen im ÖD betreffen ne-
ben der Post z.B. die Uni-
versitäten, alle Bundes-
museen, das AMS und die 
Statistik Austria. Bei den 
Überresten der Post arbei-
ten über 17.000 Menschen. 
Weitere knapp 9.000 sind 
es in anderen Firmen und 
Dienststellen. Die dort Be-
schäftigten haben nichts 
mehr mit dem per Dekret 

auf Lebenszeit ernannten 
kaiserlichen Hofbeamten 
zu tun, der jederzeit be-
reit war, dem Staat treu in 
den Tod zu folgen. Im Ge-
genteil kann jeder mitver-
folgen, wie seit langem die 
Rayons (die von den Post-
lern zu betreuenden Be-
reiche) immer größer und 
die Taschen immer mehr 
werden.

Auch die geforderte „Ver-
waltungsreform“ ist ei-
ne Mogelpackung. Unter 
dem „Privilegien“-Argu-
ment werden öffentliche 

Leistungen im Gesund-
heits- und Bildungswesen 
gekürzt oder privatisiert, 
Arbeitszeit von LehrerIn-
nen erhöht, ÄrztInnen und 
Pflegende ins burn-out ge-
trieben, PostzustellerInnen 
überwacht und zu skla-
venartiger Arbeit gezwun-
gen, Bahnbedienstete aufs 
Abstellgleis geschoben, 
etc. Die Leistungen werden 
dann von Privaten mit Rie-
senprofiten für die Unter-
nehmen und miesen Löh-
nen und Arbeitsbedingun-
gen für die Arbeitenden er-
bracht. Oder die Arbeit wird 
z.B. durch Kürzungen im 
Pflegebereich dann über-
haupt unentgeltlich von 
Frauen gemacht. Im admi-
nistrativen Bereich gibt es 
längst Aufnahmestopp, be-
fristete Verträge und prekä-
re Beschäftigung. Das führt 
zu öffentlichen Aufträgen 
für private Beratungsun-
ternehmen und Korrupti-

on. Denn es geht eben nicht 
darum, die überbezahlten 
Spitzen zu kürzen, sondern 
die Leistungen, die wir al-
le brauchen. Wie in der 
Privatwirtschaft bedeu-
ten Strukturreformen stets, 
dass das Management teu-
rer wird, die normalen Be-
schäftigten aber noch mehr 
arbeiten müssen.

In der Propaganda wird 
der Umstand ausgenutzt, 
dass wir alle früher oder 
später schlechte Erfahrun-
gen mit der Verwaltung und 
ihrer Bürokratie machen. 

Behördenwillkür Einzelner 
gibt es natürlich; diese muss 
bekämpft werden. Doch an 
den strukturellen Proble-
men sind nicht die einfa-
chen Beschäftigten schuld.

Denn der ÖD ist für die 
absolut überwiegende An-
zahl der Beschäftigten al-
les andere als ein Paradies: 
befristete Verträge, prekäre 
Verhältnisse und Aufnah-
mestopp. Davon sind Leute 
in politisch besetzten hohen 
Positionen (auch wenn sie 
Vertragsbedienstete sind), 
ihre FreundInnen und Auf-
tragnehmerInnen in Un-
ternehmen und Führungs-
kräfte des Repressionsap-
parates allerdings nicht be-
troffen. Privilegiert sind 
KarrieristInnen in hohen 
staatlichen Funktionen, 
unabhängig davon, ob be-
amtet oder nicht, und Un-
ternehmerInnen, die von 
deren Aufträgen profitie-
ren. Sie gehören unmittel-
bar der herrschenden Klas-
se an und sind Teil des kor-
rupten Systems.

Um 1900 war das Ver-
hältnis zwischen Arbeite-
rInnen und BeamtInnen 
durch einen strikten Inte-
ressengegensatz gekenn-
zeichnet. Heute ist in vie-
len Fällen der ÖD ein dyna-
mischer Teil von Protesten 
und Streiks. International 
tobt ein bedeutender Teil 
der Klassenkämpfe der 
letzten Jahrzehnte im ÖD. 
In ganz Südeuropa, insbe-
sondere in Griechenland ist 
der ÖD eines der Hauptan-
griffsziele im Zuge der tie-
fen Krise. So ist es nicht 
verwunderlich, dass in 
den Massenprotesten die-
se Beschäftigten eine enorm 
kämpferische Rolle spielen. 
		  Helga Schröder und  
		  Franz Neuhold

Die Angriffe auf den 
Öffentlichen Dienst 
haben ein Ziel: 
Sozialabbau, der uns alle trifft.
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Wessen Betrieb und 
wessen Staat?
Der (rechte) Austromarxist 
Karl Renner schrieb 1914: 
„Die Ökonomie dient im-
mer ausschließlicher der 
Kapitalistenklasse, der 
Staat immer vorwiegender 
dem Proletariat.“ Betrach-
tet man den – völlig berech-
tigten – Widerstand gegen 

Privatisierung, Sozialabbau 
und von Beschäftigten im 
Öffentlichen Dienst (ÖD), 
kann leicht der Eindruck 
entstehen, ArbeiterIn-
nenbewegung und politi-
sche Linke haben sich die-
ser Idealisierung des Staa-
tes weiterhin verschrieben. 
Für gewisse Teile der Ar-
beiterInnenbewegung gilt 
das auch. Der ÖGB vertritt 
bis heute weitgehend die-
se Position (in der Theorie; 
real hat er oft wenig gegen 
Privatisierungen und Kür-
zungen getan). Diese sim-
ple Logik ignoriert aller-
dings den Charakter des 
Staates. Der Staat ist in je-
der Klassengesellschaft 
v.a. Mittel zur Aufrechter-
haltung des Bestehenden. 
Wenn eine Minderheit auf 
Kosten der Mehrheit lebt, 

dann braucht es eine In-
stitution, die diese Un-
gleichheit aufrecht erhält: 
den Staat, samt Bürokra-
tie und bewaffnetem Arm. 
Auf ökonomischer Ebene 
gilt – für einen kapitalisti-
schen Staat – das gleiche. 
Wenn der Staat Aufgaben 

jenseits seiner Kernfunk-
tionen übernimmt, liegt 
das in der Regel nicht da-
ran, dass schlaue Politike-
rInnen erkannt haben, dass 
der „freie Markt“ versagt. 
Es erfolgt entweder auf 
Druck der ArbeiterInnen-
bewegung oder aus einer 
wirtschaftlichen Zwangs-
lage heraus. Das war der 
Hintergrund der Verstaat-
lichungen nach 1945 – es 
gab schlicht keine österrei-
chischen KapitalistInnen, 
die das nötige Kleingeld 
hatten. Auch die Verstaat-
lichung von Hypo-Alpe-
Adria und Kommunalkre-
ditbank waren keine Maß-
nahmen, welche in Ren-
ners Sinn „vorwiegend dem 
Proletariat“ dienen wür-
den. Es ging darum, priva-
te Profite abzusichern und 

Auswirkungen auf andere 
Banken zu vermeiden.

Anders verhält es sich, wenn 
Massenbewegungen eine 
Regierung dazu zwingen, 
Betriebe zu verstaatlichen 
bzw. Betriebe im Rahmen 
revolutionärer Erhebun-

gen verstaatlicht bzw. un-
ter ArbeiterInnenkontrolle 
übernommen werden. Wie 
unter der sozialistischen 
Regierung Allende in Chile 
1970-73 oder als die Eisen-
bahn im Republikanischen 
Spanien teilweise von den 
ArbeiterInnen einfach 
übernommen wurden. 
Dadurch wurden nicht nur 
immense Verbesserungen 
für die Beschäftigten er-
reicht, es stärkte auch die 
Massenbewegung. Letzt-
lich blieb der Staat, auch 
mit einer revolutionären/
sozialistischen Regierung, 
im Kern immer noch ein 
bürgerlicher Staat war. Die 
„Staatsfrage“ wurde nicht 
konsequent gestellt, was 
diese gescheiterten Revo-
lutionen auch zentral von 
der erfolgreichen in Russ-

land 1917 unterschied. Dort 
wurden nicht nur die Be-
triebe übernommen, son-
dern auch der alte Staats-
apparat zerschlagen und 
ein neuer ArbeiterInnen-
staat aufgebaut.

Die stalinistische Reak-
tion behielt zwar die so-
zialistische Rhetorik bei, 
der herrschenden Büro-
kratie gelang es jedoch, 
sich des Staates und damit 
auch der Betriebe zu be-
mächtigen. Damit wurden 
sie zwar nicht zu Kapita-
listInnen, die verstaat-
lichte Wirtschaft dien-
te jedoch auch nicht mehr 
primär den Interessen der 
Mehrheit der Bevölke-
rung, sondern jenen der 
Bürokratie.

Es bleibt als zentrale Fra-
ge, welche Klasse in dem 
jeweiligen Staat das Sagen 
hat und wie Verstaatlich-
te Wirtschaft und Öffent-
licher Dienst organisiert 
sind. MitarbeiterInnenbe-
teiligung und Volksakti-
en haben nichts mit echter 
Kontrolle zu tun. Diese ist 
aber notwendig, damit Be-
triebe und Verwaltung im 
Interesse von Beschäftig-
ten und Gesellschaft arbei-
ten. Dafür braucht es ge-
wählte Komitees in Dienst-
stellen und Betrieben, die 
die effektive Kontrolle und 

Verwaltung haben. Deren 
VertreterInnen müssen je-
derzeit wähl- und wieder 
abwählbar sein. Letztlich 
kann aber ein verstaatlich-
ter Betrieb, so demokra-
tisch er auch organisiert 
sein mag, in einer kapita-
listischen Gesellschaft mit 
entsprechendem Staat bes-
tenfalls ein Schritt sein. 
Echte demokratische Ver-
waltung und Kontrolle ist 
nur in einem Staat möglich, 
wo der Kapitalismus und 
seine Herrschaftsstruktu-
ren in Wirtschaft und Staat 
gestürzt sind. Im ÖD gab es 
in den letzten Jahrzehnten 
viele Streiks und Protes-
te. Jene Hunderttausende 
Menschen, die bislang die 
Verwaltung eines Landes 
regelten (gemeint sind hier 
nicht die Spitzen des Re-
pressionsapparates), kön-
nen auch in grundsätzli-
che Opposition zum Sys-
tem samt seinem Staat ge-
raten und all das zurecht 
in Frage stellen. Sie kön-
nen auch zu einer Stütze 
einer alternativen Gesell-
schaft, eines „ArbeiterIn-
nen-Staates“, werden. Sie 
können den Beweis führen, 
dass eine moderne Gesell-
schaft und der kapitalisti-
sche Staat zwei grundver-
schiedene Dinge sind!	  
		  Georg Maier und 
 		    Simon Stockhammer

Die Rechtsform ist die eine Frage,  
der Charakter des Staates  
ist aber der Kern.
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Der Ruf aus der Wirtschaft 
nach LehrerInnen mit Er-
fahrungen aus dem „wah-
ren“ Berufsalltag wird 

lauter. Die Wirtschafts-
kammer sieht in ihnen 
den Schlüssel für ein bes-
seres Bildungssystem. Ihre 
Aufgabe soll es sein, Schü-
lerInnen und Studieren-
de auf die Bedürfnisse der 
Wirtschaft zuzuschnei-
den, damit die Unterneh-
men optimal von ihnen 
profitieren können. Die 
Qualität des Unterrichts 
wird dadurch keineswegs 

verbessert, wie man an 
Berufs- und Fachhoch-
schulen beobachten kann. 
Dort findet man viele Un-

ternehmerInnen, die sich 
als Lehrkräfte ein zweites 
Standbein aufbauen wol-
len, wenn es im eigenen 
Unternehmen mal nicht so 
gut läuft. Staatliche Absi-
cherung, wenn man in der 
Privatwirtschaft scheitern 
sollte. 

Als Aufnahmekriterium 
reicht eine Berufsausbil-
dung im entsprechenden 
Beruf. Wie fachlich kom-

petent sie sind, ist die ei-
ne Frage, wie motiviert sie 
sind, die andere. Da die 
Priorität beim eigenen Be-
trieb liegt, ist der Unter-
richt oft schlecht vorbe-
reitet. Die fachlich besten 
UnternehmerInnen sind 
mit dem eigenen Unter-
nehmen ausgelastet und 
haben kaum Interesse an 
einem schlecht bezahlten 
LehrerInnenjob mit mie-
sem Image. Doch wir wol-
len ohnehin lernen fürs 
Leben, nicht für die Wirt-
schaft! Dazu brauchen wir 
berufsbildende Schulen 
mit Lernwerkstädten und 
qualifizierten LehrerIn-
nen, die auch aus der Sicht 
der Beschäftigten, nicht 
der UnternehmerInnen, 
unterrichten.

Margarita Döller

Als Zweitjob: LehrerIn

Fachkräfte aus dem Berufsleben 
sollen die „besseren“ LehrerInnen 
sein. Wie sieht die Realität aus?

Seit Wochen gehen die Wo-
gen rund um die Um-
wandlung der von der 
Stadt Wien geführten 
BAKIP21 in eine reine Er-
wachsenenausbildungs-
stätte hoch. Die Schüle-
rInnen des 5-jährigen Aus-
bildungszweiges gehen auf 
die Barrikaden. Sie fürch-
ten den Wegfall hunder-
ter Ausbildungsplätze, die 
gerade im BAKIP-Bereich 
ohnehin Mangelware sind 
(nur vier weitere BAKIP's 
gibt es in Wien, zwei da-
von privat). Der Österrei-
chische Dachverband der 
KindergartenpädagogIn-
nen begrüßt die „Profes-
sionalisierung“ und sieht 
in der Umstellung einen 
Schritt in Richtung Auf-
wertung des Berufsbildes.

Klar ist: Es herrscht aku-
ter PädagogInnenmangel. 
Die BAKIP sei nicht effizient 
genug, da nur rund ein Drit-
tel der SchülerInnen nach 
der Ausbildung auch im Be-
ruf tätig werden. Die Fra-
ge, warum das so ist, wird 
nicht gestellt. Es ist völlig 
klar, dass sich SchülerInnen 
von einem Job abwenden, 
der sich durch massive Un-
terbezahlung und schlech-
te Arbeitsbedingungen aus-
zeichnet – all die gelern-
te Pädagogik lässt sich in 
den viel zu großen Grup-
pen nicht umsetzen. Das 
frustriert zu Recht. Höhere 
Löhne und kleinere Grup-
pen sind die Lösung, um die 
Drop-out Rate zu senken.

Die „Professionalisie-
rung“ der Ausbildung von 
KindergartenpädagogIn-
nen bedeutet, dass mit 
der Kollege-Ausbildung 
gleichzeitig ein 5-jähriges 
Pflichtdienstverhältnis mit 
der Stadt Wien entsteht. 
Ein Knebelvertrag, der of-
fensichtlich macht, wor-
um es der Stadt Wien bei 
dieser Maßnahme wirklich 
geht: Nämlich dem Päda-
gogInnenmangel mit rasch 
ausgebildeten und kos-
tengünstigen Zwangs-Ar-
beitskräften entgegenzu-
wirken. Die Umstellung auf 
ausschließliche Erwach-
senenausbildung ist nichts 
anderes als eine weitere 
Kürzung im Bildungsbe-
reich – Qualitätssteigerung 
sieht anders aus!

In dieser Maßnahme 
spiegelt sich außerdem die 
kollektive Einseitigkeit der 
etablierten Politik wider. 
Entscheidungen werden 
von „oben herab“ getrof-
fen, ohne SchülerInnen, 
PädagogInnen, LehrerIn-
nen – also den wirklichen 
ExpertInnen – auch nur 
Gehör zu schenken. Die 
einzige Antwort auf die-
ses Sparpaket kann der ge-
meinsame Protest aller da-
von Betroffenen sein.

Gegen Kürzungen im 
Bildungsbereich! Für bes-
sere Arbeitsbedingungen 
in Kindergärten! 10 Milli-
arden für Bildung und So-
ziales!	

Gabriel Winkelmüller

Frankreichs SchülerInnen  
protestieren gegen Abschiebung
Am 17./18.10. protestierten 
SchülerInnen in mehreren 
französischen Städten ge-
gen die Abschiebung einer 
Mitschülerin. Sie war wäh-
rend einer Schulreise von 
der Polizei abgeholt wor-
den. Dem Druck der De-
monstrationen folgte ein 

„Angebot“ des Präsidenten 
an die Schülerin, alleine 
nach Frankreich zurück-
zukehren. Sie lehnte ab, da 
sie ihre Familie nicht im 
Stich lassen will. 

Das Beispiel zeigt es er-
neut: Politischer Aktivis-

mus hat kein bestimm-
tes Alter, keine theore-
tischen Vorkenntnisse. 
Denn auch wenn es den 
Protesten nicht gelungen 
ist, den Präsidenten zu 
mehr als einer Notlösung 
zu überreden, so gelang 
es doch Druck aufzubau-
en, der ihn zum Handeln 
zwang. Druck, der künftig 
immer wichtiger werden 
wird. Organisiert euch mit 
uns, so haben wir gemein-
sam mehr Chancen gegen 
das 1%!

	 Clemens Wiesinger

Kämpferische Kinder- 
garten-SchülerInnen

Der englische Filmstar Russel Brand rief zu einer Re-
volution und zur Errichtung einer „sozialistischen, 
klassenlosen Gesellschaft“ auf – gefällt uns! Aktivis-
tInnen des CWI England starteten die Facebook-Seite 
„I support Russel Brands call for revolution“ - inner-
halb von einem Tag hatte sie über 4000 Likes!

Fundstück des Monats
Der Superstar und  

die Revolution
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LehrerInnenstreik in Brasilien
Es war der größte Streik� im 
Bildungsbereich der letz-
ten 20 Jahre. Mehr als 
80 % des Bildungswe-
sens waren lahmgelegt. 
Die LehrerInnen forder-
ten Gouverneur Cabral 
mit Demonstrationen und  
Unterstützung der Bevöl-
kerung heraus. Mit Erfolg: 
Die GemeindelehrerInnen 
konnten 15 % Lohnerhö-

hung erkämpfen, die Bun-
deslehrerInnen 8 %. Erst 
im Juni wurde Brasilien 
von einer Massenbewe-
gung erschüttert. Seitdem 
gab es für die herrschen-
de Klasse keine Atempau-
se. Im Juli/August fanden 
zwei bundesweite von der 
Gewerkschaft organisier-
te 24-Stunden Aktionsta-
ge mit Streiks und Stra-
ßenblockaden statt. Es gab 
eine Reihe von Streiks, um 
Lohnfragen und Arbeits-
bedingungen, u.a. bei der 
Post und im Bankensek-
tor. Im Moment kämpfen 
im wichtigsten Streik seit 
1995 die ÖlarbeiterInnen 
gegen die Privatisierung 
von Ölfeldern in Libras.

Die Situation der Bun-
deslehrerInnen ist sehr 
schlecht. Es sind mehr als 

40 SchülerInnen in ei-
ner Klasse. Viele Lehre-
rInnen verdienen so we-
nig, dass sie an mehreren 
Schulen arbeiten müssen. 
Hauptforderungen sind 
daher u.a.: das Recht, an 
nur einer Schule zu arbei-
ten, Reduktion der Klas-
senschülerhöchstzahlen, 
19 % Lohnerhöhung (um 
die Lohnverluste der letz-

ten Jahre wettzumachen), 
Wahl der DirektorInnen, 
Schluss mit dem leistungs-
basierten Entlohnungssys-
tem und die Garantie, dass 
ein Drittel der Arbeitszeit 
für Vorbereitungszeit ver-
wendet werden kann. Im 
Fall von Rio fordert SEPE 
(die Bildungsgewerkschaft) 
die Rücknahme der Ver-
schlechterungen des Ge-
haltsschemas, die der Ge-
meinderat trotz der Protes-
te Tausender beschlossen 
hat. In diesem Kampf ha-
ben LehrerInnen – Mitglie-
der von LSR – die Aktions-
plattform „Luta Educado-
ra“ initiiert., die in den Be-
triebsversammlungen oft 
eine Mehrheit gegen Ver-
suche der Gewerkschafts-
führung, den Streik zu be-
enden, gewann. Obwohl 

diese Gewerkschaft von der 
Linken (Teile von PSOL und 
den Morenoisten der PSTU) 
angeführt wird, gibt es ei-
ne starke Bürokratie. Ins-
gesamt erreichten LSR und 
„Luta Educadora“ hohe Po-
pularität.

Der Kampf der Lehre-
rInnen hat die Herrschen-
den kalt erwischt. 86 % 
der Bevölkerung stimmen 

dem Streik zu. Die Akti-
onen wurden größer, mit 
wöchentlichen Demonst-
rationen von 20.000 Men-
schen – und der 50.000 
starken Demonstration 
vom 7.10. Repression hat die 
Solidarität nur weiter be-
feuert. Am 15.10. demons-
trierten 100.000 Menschen 
und füllten die Avenida 
Rio Branco. Bei dieser De-
monstration war die Poli-
zeirepression immens. 200 
Menschen wurden auf-
grund eines neuen Geset-
zes verhaftet, das härtere 
Strafen für Demonstran-
tInnen vorsieht. Die Häuser 
von AktivistInnen wurden 
durchsucht und Compu-
ter beschlagnahmt. Krimi-
nalisierung sozialer Bewe-
gungen ist eine alte Strate-
gie von Gouverneur Sergio 

Cabral. Er war mit 66 % ge-
wählt worden – hat aber in 
Umfragen jetzt nur noch 12 
%. Er ist wegen seiner har-
te Linie und Kürzungen im 
Bildungs- und Gesund-
heitswesen berüchtigt. Die 
Angriffe auf die Bevölke-
rung waren mit ein Aus-
löser der Proteste im Juni. 
Cabral musste einige Maß-
nahmen zurücknehmen. 

Der Gemeinderat von Rio 
war über Wochen von Pro-
testierenden besetzt wor-
den. Tägliche Demonstra-
tionen forderten  Cabrals 
Absetzung. Occupy Cabral, 
ein Protestcamp vor dem 
Rathaus, wurde von der 
Polizei schließlich gewalt-
sam entfernt. Die politische 
Krise der Cabral-Regierung 
vertieft sich nicht zuletzt 
durch die Repression wei-
ter.

Aufgrund der Trennung 
zwischen Bundes- und Ge-
meindelehrerInnen war 
der Streik nicht einheitlich 
und begann gegen Ende an 
manchen Stellen zu brö-
ckeln. Die jetzige Einigung 
im Bildungssektor hat zwar 
nur einen Teil der Forde-
rungen erfüllt und nicht die 
vollen 19 % erreicht – den-

noch ist es eine Verbesse-
rung. Auch Strafmaßnah-
men gegen LehrerInnen, 
wie etwa mögliche Stra-
fen von bis zu 100.000 Dol-
lar, wurden zurückgenom-
men. Stattdessen wird nun 
über weitere Verbesserun-
gen verhandelt. Das zeigt, 
dass es sich lohnt zu kämp-
fen. Klar ist, dass mit einer 
klaren Kampfstrategie und 

einer kämpferischen Ge-
werkschaftsführung mehr 
möglich gewesen wäre. 
Aber der Streik brachte ei-
ne Schicht neuer Aktivis-
tInnen hervor, die wichtige 
Rollen spielen werden. Im 
nächsten Jahr wird es nicht 
ruhiger werden: Die Bewe-
gung während des Confe-
derations Cup war nur ein 
Vorbote auf Kämpfe, die 
die WM 2014 erschüttern 
könnten. Sie werden den 
Widerspruch zwischen der 
Illusion eines wohlhaben-
den Brasiliens und der Re-
alität des Lebens der Arbei-
terInnenklasse und Armen 
weiter offenlegen.

Mariana Cristina,  
Liberdade, Socialismo e  

Revolucao/LSR (CWI Brasilien),  
http://www.lsr-cit.org/

Mit mehr als zwei Monaten Streik  
konnten die LehrerInnen in Rio de Janeiro  
einen Teilsieg erzielen.
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Am 12. Oktober attackier-
ten 80 Mitglieder der „Ge-
neration Identitaire“ ein 
Camp „illegaler“ Einwan-
derer in Lyon – diesmal 

war es (ausnahmsweise?) 
die Polizei, die den rechts-
extremen Umtrieben ein 
Ende setzte. Und eine Um-
frage des „Le Nouvel Ob-
servateur“ zeigt, dass der 
Front National (FN) un-
ter Marine Le Pen bei den 
Wahlen zum Europapar-
lament im Mai 2014 die 
stärkste Partei werden 
könnte.

Die letzten Regierun-
gen – egal ob konservativ 
oder sozialdemokratisch 
– haben den Boden dafür 

bereitet. Kürzungspolitik 
und Sozialabbau sowie ein 
sozialdemokratischer In-
nenminister Valls, der ge-
gen Roma & Sinti und an-

dere „illegale Ausländer“ 
hetzt.

Obwohl sich der FN un-
ter dem Schlagwort der 
„dédiabolisation“ (Ent-
teufelung!) zuletzt von der 
radikalen Rechten zu dis-
tanzieren versuchte, kann 
sie ihre Ursprünge nicht 
verleugnen: Sie war ein 
Sammelbecken aller neo-
faschistischen und nati-
onalistischen Kräfte des 
Landes. „Der FN ist heute 
wie gestern eine rechtsex-
treme Bewegung“, schrieb 

jüngst selbst die erzkon-
servative „Le Monde“. 

Kein Wunder also, dass 
sich die „Generation Iden-
titaire“ in diesem Um-

feld tummelt. Dabei gehen 
Identitäre und FN arbeits-
teilig vor: während sich der 
FN staatstragend zu geben 
versucht und v.a. auch so-
ziale Fragen aufwirft, ver-
richten die Identitären die 
völkisch-aktionistische 
Dreckarbeit. Beide ziehen 
sie aber letztlich am selben 
Strang – sie präsentieren 
die gleichen Sündenböcke. 
Diese Arbeitsteilung macht 
die Situation besonders ge-
fährlich.

	 Alexander Svojtko

Rechte Arbeitsteilung in Gallien

Rap-Song für tunesische Rapper

Repressive Minderheitenpolitik & offener Terror: 
Frankreichs extreme Rechte ist im Vormarsch.

Mehr als zwei Wochen war 
die US-Regierung im Ok-
tober lahmgelegt. 800.000 
ArbeiterInnen waren oh-
ne Lohn in Zwangsurlaub, 
während Kinderbetreu-
ung und Sozialprogramme 
auf Eis lagen. Gleichzeitig 
kam die USA mit der Un-
fähigkeit des Kongresses, 
die Schuldengrenze anzu-
heben, einer Pleite gefähr-
lich nahe. Diese doppel-
te Krise war die Fortset-
zung des Kampfes zwischen 
zwei Teilen der herrschen-
den Klasse. Der Teil, den 
die Tea Party repräsentiert, 
will Obamas Gesundheits-
reform stürzen. Sie wol-
len auch alle größeren So-
zialprogramme kürzen und 
jene ArbeiterInnenrechte 
angreifen, die in den letz-
ten 100 Jahren gewonnen 
worden waren. Die ande-
re Fraktion der herrschen-
den Klasse – Demokraten 
und moderate Republika-
ner – ist in Bezug auf Spar-
politik etwas vorsichtiger. 
Sie fürchten eine mögliche 
Revolte der ArbeiterInnen-
klasse und bevorzugen ein 
langsameres Tempo bei der 
Umsetzung der Kürzungen.

Es ist nicht das ers-
te Mal, dass diese Debat-
ten in so dramatischer 
Art und Weise stattgefun-
den haben. Kämpfe über 
das Bundesbudget und die 
Drohung einer Pleite wur-
den in den letzten Jah-
ren häufiger. Der US-Ka-
pitalismus ist geschwächt, 

kämpft mit Schulden und 
Überkapazitäten. Gleich-
zeitig ist die USA im Un-
terschied zu den 90er Jah-
ren nicht mehr die einzige 
Supermacht. Damit wird 
es für die beiden großen 
Parteien immer schwieri-
ger, das Land im Interes-
se der herrschenden Klasse 
zu managen. Die schlech-
te Publicity der Republika-
nerInnen nach der Budget-
krise macht es wahrschein-
licher, dass die Demokraten 
bei den Wahlen im nächsten 
Jahr die Kontrolle über den 
Kongress zurückerobern. 
Aber obwohl die Demo-
kraten sich als KämpferIn-
nen gegen die wahnsinnige 
Tea Party darstellen, kämp-
fen sie nicht gegen die Kür-
zungen, die unter dem Na-
men „Sequester Cuts“ be-
schlossen wurden und die 
in den nächsten acht Jah-
ren 730 Milliarden des Bun-
desbudgets streichen wer-
den. Obamas Budget von 
2011 brachte die größten 
Kürzungen im Sozial- und 
Bildungswesen in der US-
Geschichte. Es gibt zwar 
Differenzen zwischen De-
mokratInnen und Repub-
likanerInnen, aber letztlich 
repräsentieren sie die glei-
chen Interessen. Der einzi-
ge Weg, die Kürzungen zu 
bekämpfen, ist der Aufbau 
einer neuen ArbeiterInnen-
partei als Instrument, um 
für unsere Interessen und 
Sozialismus zu kämpfen.

	 Brettros

US-Kapitalismus 
in der Krise

CWI-UnterstützerInnen aus 
fünf Ländern haben ein 
Rap Video produziert, um 
die tunesischen Rapper 
Klay BBJ und Weld El 15 
zu verteidigen. Die beiden 
waren vom tunesischen 
Staat verhaftet worden, 
weil ihre Songs zu poli-
tisch waren. Aufgrund ei-
ner Welle der Solidarität 
wurde Klay BBJ nun frei-
gelassen. Teil davon war 
nicht nur der besagte Rap 

„Free Klay BBJ & Weld el 
15“ sondern auch die Ini-
tiative von Socialist Party 

(CWI in Irland) MEP Paul 
Murphy, auf welche hin 12 
Parlamentarier der Lin-
ken EU-Fraktion einen 
Brief für die Freilassung 
der beiden unterzeichne-
ten. Das CWI unterstützt 
ebenso die Initiative von 
RapperInnen in Tunesien, 
sich gewerkschaftlich zu 
organisieren, um ihre de-
mokratischen Rechte ge-
gen die Staatsrepression 
zu verteidigen.

Video:  
http://www.youtube.com/

watch?v=OVYKnZv9G_k

Kampagne gegen Tunnel
Nachrichten aus dem Komitee für eine ArbeiterInnenInternationale (CWI)

Die Socialist Party (CWI in 
Australien) spielt beim 
Organisieren von Protes-
ten gegen den von der li-
beralen Regierung geplan-
ten „Ost-West-Tunnel“ in 
Melbourne eine zentrale 
Rolle. Sie fordert, das das 
Geld statt in den Tunnel, 
der das Verkehrsproblem 
nicht lösen wird, besser in 
das öffentliche Verkehrs-
wesen investiert werden 
soll. Mehr als 500 Men-
schen haben bereits gegen 
den Tunnel unterschrie-
ben. Die Kampagne der 

SP hat Labour bereits ge-
zwungen, sich gegen den 
Tunnel auszusprechen. 
Sie ist für die Herrschen-
den so unangenehm, dass 
die Medien SP-Gemein-
derat Anthony Main atta-
ckieren und als „chroni-
schen Agitator“ „outeten“. 
Anthony antwortete: „Ich 
bin eine chronische Pla-
ge für die großen Konzer-
ne und rechte PolitikerIn-
nen – und ich entschuldi-
ge mich nicht dafür.“

www.socialistparty 
australia.org

Free Wu Guijin!
Am 23.10. wurden auf Ini-
tiative des CWI in Austra-
lien, Brasilien, Deutsch-
land, Hong Kong, Indien, 
Irland, Malaysia, Sri Lanka, 
Polen, Schweden und Tai-
wan Proteste für die Frei-
lassung von Wu Guijun ab-
gehalten. Wu Guijun ist ein 
Arbeiter in Shenzhen/Chi-
na, dessen „Verbrechen“ es 
war, dass er während eines 
Streiks gemeinsam mit an-
deren als Vertreter seiner 
Belegschaft gewählt wor-
den war.

www.chinaworker.info
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DIY – wenn Selbermachen
zur Ideologie wird

Kaum eine Zeitschrift 
kommt ohne eine DIY (Do 
it yourself)-Ecke aus. Bü-
cher übers Selbermachen 
von praktisch allem boo-
men. Handwerklichen 
Fertigkeiten wie Stricken 
oder Gärtnern wird wider-
ständiges Potential zuge-
sprochen („Radical Craf-
ting“, „Guerilla Garde-
ning“ etc.). Die neue Lust 
am Selbermachen spiegelt 
die Krise des Kleinbür-
gertums wider. Ähnliches 
hat es immer wieder gege-
ben, wenn ebenselbes sich 
in seiner Existenz bedroht 
sah und seine politischen 
Projekte gescheitert wa-
ren. Das ist auch jetzt der 
Fall. 

Das Kleinbürgertum ist 
eine „Zwischenklasse“. Sie 
verfügt nicht über Produk-
tionsmittel in größerem 
Umfang, mache sind lei-
tende Angestellte und viele 
selbstständig (bzw. in aus-
beuterischen Arbeitsver-
hältnissen – „Neue Selbst-
ständige“) und streben das 
auch an. Das Kleinbürger-
tum steht zwischen Ar-
beiterInnenklasse und Ka-
pital. Ökonomisch ist es 
schwach und in Krisen be-
sonders empfindlich. Das 
sehen wir spätestens seit 
2008. Zunehmend wer-
den auch höher gebilde-
te Schichten, leitende An-

gestellte, KünstlerInnen, 
kleine Selbständige etc. 
von der Krise erfasst. Sie 
bangen um ihre Existenz, 
hatten geglaubt, dass ih-
nen der Aufstieg gelungen 
sei und fürchten nun den 
Abstieg. 

Hinzu kommt die Ent-
täuschung über die Orga-
nisationen der ArbeiterIn-
nenbewegung, die für ei-
ne Zeit ein Bündnispartner 
waren (Kreiskys „Ein Stück 
des Weges gemeinsam ge-
hen“) und das Scheitern 
diverser kleinbürgerlicher 
politischer Projekte – vor-
neweg der Grünen, die zur 
normalen etablierten Par-
tei geworden sind. Vie-
le MitstreiterInnen aus der 
Anti-AKW-, der AU- und 
anderen Bewegungen sind 
enttäuscht über die Ent-
demokratisierung und die 
Rechtsentwicklung ihres 
Projekts.

Natürlich reagiert das Klein-
bürgertum unterschied-
lich. Der Faschismus war 
Ausdruck einer ähnli-
chen Entwicklung – Welt-
wirtschaftskrise und Ent-
täuschung über die ge-
scheiterte Revolution und 
die schwache bürgerli-
che Demokratie. Auch 
im 19. Jahrhundert gab 
es mit dem Biedermei-
er den Trend des Bürger-

tums, sich zurückzuzie-
hen. In den 1980er Jahren 
kam es als „Cocooning“ 
zurück. Heute heißt es 
DIY. Gemeint ist der Rück-
zug ins Private. Die Welt 
„draußen“ wird als feind-
lich wahrgenommen, und 
man sieht kaum Chancen, 
sie zu verändern. Also wird 
versucht, im eigenen Ein-
flussbereich eine möglichst 
heile Welt zu schaffen. Die 
notwendige (Lohn-)Ar-
beit ist aufgezwungen und 
wird zu Recht als immer 
entfremdeter empfunden. 
Fließbandarbeit in der In-
dustrie, ödes Tippen in Bü-
ros, zu wenig Zeit in So-
zialberufen und Tätigkei-
ten, deren Sinn oft fraglich 
ist, oder die sogar schäd-
lich sind (Umwelt zerstö-
rend, Waffen produzie-
rend, Existenzen vernich-
tend). All das verstärkt die 
Sehnsucht nach sinnvoller 
Arbeit, wo man das Pro-
dukt unmittelbar sieht, 
spürt, schmeckt. Belas-
tend ist auch die Fremd-
bestimmung. Die Fir-
ma entscheidet über Ar-
beitszeit, Freizeit, Urlaub, 
das knappe Budget darü-
ber, was wir essen, anzie-
hen und welche Kultur wir 
uns leisten (können). Hier 
eine Nische zu finden, wo 
ich entscheide, wird als 
Wohltat empfunden. All 

das ist verständlich und an  
sich nichts Falsches. Doch 
wenn aus DIY eine Ideo-
logie oder Kampfstrategie 
wird, dann wird's proble-
matisch. Guerilla Knitting, 
um auf frauenspezifische 
Themen aufmerksam zu 
machen? Guerilla Garde-
ning, um der Agrarindus-
trie ein Schnippchen zu 
schlagen? Upcycling. um 
der Wegwerfgesellschaft 
auszukommen? Doch DIY 
bekämpft nicht das Sys-
tem, dass das Unwohlsein 
schafft, sondern versucht 
ihm nur durch eine pri-
vate Rückzugsblase vorü-
bergehend zu entkommen. 
Bestenfalls werden existie-
rende Probleme sichtbarer. 
Es kann aber auch zu einer 
romantischen Verklärung 
der vorindustriellen Zeit 
kommen. Das führt dann 
oft zu Fortschrittsfeind-
lichkeit in verschiedenen 
Ausprägungen (Impfgeg-
nerInnen, Homeschooling, 
Ablehnung von Großstäd-
ten, Technologie etc.). 

Der Kapitalismus und sei-
ne Mechanismen werden 
in der Regel nicht in Fra-
ge gestellt. Er wird besten-
falls ergänzt um eine neue 
„alternative“ Produkt-
palette und neue Märkte. 
DIY ist keine Gegen- son-
dern höchstens eine Sub-

kultur, die schon längst 
vom Mainstream-Markt 
erobert und gewinnbrin-
gend vermarktet wird. DIY 
ist die moderne Form des 
idealistischen Biedermei-
er. „Wir schaffen uns un-
sere heile kleine Welt und 
hoffen, dass das gute Bei-
spiel andere zum Nachma-
chen motiviert.“ Dass Vie-
le gar nicht die Möglichkeit 
haben, in die DIY-Parallel-
welt einzutauchen, fehlt in 
der Überlegung.

Die DIY-Bewegung 
hat denselben Hinter-
grund wie Esoterik-Boom, 
Tauschkreis/Freigeld- und 
Solidarökonomieprojek-
te: Sie alle sind ähnliche 
Reaktionen des Kleinbür-
gertums auf eine Unzu-
friedenheit mit der „Ge-
samtsituation“ und Angst 
vor einer potentiellen Aus-
rottung im Zuge der Kri-
se. Wenn DIY ein entspan-
nendes Hobby bleibt – no 
problem. Wenn es zu Le-
bensinhalt, Ideologie und 
Kampfstrategie wird, dann 
ist DIY ein Ablenkungs-
manöver. Und zwar eines, 
das Ressourcen von Bewe-
gungen und Kämpfen ge-
gen jenes System, das Ent-
fremdung und Fremdbe-
stimmung produziert und 
braucht, den Kapitalis-
mus, fernhält.

	 Sonja Grusch

„Do it yourself“ - Stricken, Kochen, Gärtnern sind die 
hilflose Reaktion eines verschreckten Kleinbürgertums.
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Der Verfassungsschutz-
bericht 2013 versucht, 
die rechtsextreme Ge-
fahr klein zu reden. Aber 
mehr Menschen wurden 
von Rechten verletzt, die 
Mehrheit der TäterInnen 
waren ideologisch nicht 
wirr, sondern klar rechts. 
Doch die Behörden be-
hindern sogar noch je-
ne, die aktiv etwas ge-
gen Rechts tun. So ge-
schehen im Mai: Die SLP 
hatte angesichts der von 
rechts-außen geplanten 
Provokationen für 8. Mai, 

dem Tag der Befreiung, 
zur Kundgebung aufge-
rufen. Die Behörden ver-
boten diese und bestra-
fen nun die SLP für ihre 
antifaschistische Arbeit.  
Wieder einmal...

Bitte um Spenden: 
PSK 8812.733 
BLZ 60.000 
IBAN: AT25600000000 
8812733 
BIC: OPSKATWW

Aus der SLP

NIEDERÖSTERREICH

Die SLP-Treffpunkte
GMUNDEN

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Montag, 1800 Uhr 
im ‘Wiener Café’ 
Esplanade Gmunden

GRAZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Montag, 1800 Uhr 
im ‘Stockwerk’ 
Jakominiplatz 18

LINZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Montag, 1900 Uhr 
im ‘Alte Welt’, Hauptplatz 4

SALZBURG-STADT

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Dienstag, 1900 Uhr 
im ‘Shakespeare’ 
Hubert-Sattler-Gasse 3 
Nähe Mirabellplatz

NIEDEROSTERREICH

unregelmäßige Treffen 
Infos per E-Mail slp@slp.at 

WIEN

SLP Wien-West 
jeweils Montag, 1830 Uhr 
in der "Libreria Utopia" 
15.; Preysinggasse 26-28/1  
(U3-Schweglerstraße)

SLP Wien-Nord 
jeweils Dienstag, 1830 Uhr 
in der "Pizzeria La Piazza" 
20.; Gaussplatz 7  
(31 bis Gaussplatz oder 
 Nähe U4 Friedensbrücke)

SLP Wien-Mitte 
jeweils Donnerstag, 1930 Uhr 
im "Kebab-Haus" 
4.; Operngasse 26  
Nähe Karlsplatz

Zahlreiche  
Termine und 
Veranstaltungshinweise 
auf www.slp.at

Kein SLP-Treffen in der Nähe?� 
Wir helfen Dir beim Aufbau! 

Geld für Bildung statt 
für Banken! Für eine ge-
meinsame, öffentliche 
und kostenlose Ganztags-
schule mit integrierter 
Berufsausbildung für al-
le bis zum 18. Lebensjahr. 
Schluss mit dem Privat- 

und Eliteschul(un)we-
sen. Nein zu Kürzungen, 
schlechteren Arbeitsbe-
dingungen und längeren 
Arbeitszeiten für Lehre-
rInnen.

In der Diskussion um 
Gesamt- und Ganztags-
schule werden unter-
schiedliche Dinge ver-
mischt. Die SPÖ benützt 
sie als Vorwand dafür, 
Kürzungen durchzudrü-
cken. Die GÖD benützt die 

Kürzungen als Vorwand, 
um sich gegen die Ge-
samtschule zu wehren. 

Die SLP ist für eine ech-
te Gesamt- und Ganztags-
schule und zwar ohne Ver-
schlechterungen für Schü-
lerInnen und LehrerInnen. 

Die Frage, wie viel Geld in 
das Bildungssystem in-
vestiert wird, ist eine po-
litische Entscheidung. Das 
aktuelle Schulsystem be-
deutet, dass aufgrund des 
Ressourcenmangels nicht 
auf die unterschiedlichen 
Bedürfnisse von Schüle-
rInnen eingegangen wird. 
Doch es braucht mehre-
re Lehrkräfte pro Klas-
se, die sich in ihren Fä-
higkeiten ergänzen. Eine 
Ganztagsschule, wo nicht 

ein großer Teil der Kos-
ten (in Form von Nachhil-
fe) an die Eltern ausgela-
gert wird und ausreichend 
LehrerInnen ausreichend 
Zeit für vor- und Nach-
bereitung haben. Uto-
pisch? Stimmt nicht, denn 
das ist in den „Eliteschu-
len“ schon lange Realität. 
Dort gibt es kleine Klas-
senverbände, Begleitleh-
rerInnen, Laptopklassen, 
Vertiefungs- und Förde-
rungsangebote uvm. Ei-
ne Gesamtschule hieße 
folglich: jene bewährten 
Methoden und Ressour-
cen, die bislang nur ei-
ner kleinen Elite zur Ver-
fügung standen, für alle 
Kinder zugänglich zu ma-
chen. Wir fordern daher: 
Elitebildung für alle in ei-
ner Gesamtschule, die den 
Menschen und nicht sei-
ne profitträchtige Verwer-
tung in den Mittelpunkt 
stellt. 

SLP-Programm genau erklärt:

"Elite"-Bildung für alle 
mit der Gesamtschule.

Die SLP hat nicht nur Zei-
tung, Homepage und fa-
cebook-Gruppe, sie ist 
auch aktiv an Bewe-
gungen beteiligt. Das ist 
auch Christoph Glannin-
ger (19), Lehramtsstudent 
in Wien, aufgefallen und 
war Hauptgrund für sei-
nen Beitritt: „Mir ist schon 
früh klar geworden, dass 
der Kapitalismus ein Sys-
tem ist, das Viele ausbeu-
tet und nur Wenigen nützt, 
und dass ich gegen dieses 
System kämpfen will. Dar-

aufhin habe ich begonnen, 
mich mit linken Themen 
zu beschäftigen und eine 
Organisation zu suchen, in 
der ich aktiv werden kann. 
Dabei habe ich erkannt, 
dass die SLP sowohl theo-
retisch als auch praktisch 
die beste Arbeit leistet. 

Was mich am meisten 
begeistert hat ist, dass die 
SLP aktiver Teil sozialer 
Bewegungen ist. Überall 
wo gegen Rassismus, Se-
xismus oder kapitalisti-
sche Ausbeutung gekämpft 

wurde, bin ich auf SLP-
AktivistInnen gestoßen. 
Vor allem dadurch und 
durch interessante Dis-
kussionen mit Mitgliedern 
ist mir klargeworden, dass 
das genau die Partei ist, die 
ich gesucht habe um aktiv 
zu werden.“

Wenn auch Du Interes-
se hast, die SLP näher ken-
nen zu lernen bzw. Mit-
glied zu werden, dann ruf 
uns an: 0699-19219244. 
Oder schreib uns einfach: 
slp@slp.at.

„Überall bin ich auf die SLP gestoßen“

8. Mai: Antifaschismus lässt sich nicht 
verbieten – auch wenn das teuer wird!

Andere über uns

Jetzt abonnieren: www.slp.at

Die sozialistische Zeitung seit 1983

seit September 2011:

Neues, handliches Format

Neues, modernes Design

Mehr Berichte & Analysen 
aus sozialistischer Sicht

Jahres-Abo (10 Ausgaben)
€ 24,– Normal-Abo 
€ 14,– Sozial-Abo für Menschen ohne eigenem Einkommen 
ab € 7.-/Monat: Alles Inklusive Abo (alle Publikationen der SLP) 

Am Tag nach dem brutalen Angriff von ca. 40 Neonazis auf 
das Lokal der linken türkischen Organisation Atigf ver-
sammelten sich Hunderte in Wien Favoriten, um gegen 
faschistische Gewalt zu protestieren. SLP-Aktivistin Hel-
ga Schröder wurde von WienTV interviewt und rief zu ei-
nem gemeinsamen Kampf gegen die sozialen Missstände 
auf, auf deren Basis die Nazis überhaupt ihre Hetze verbrei-
ten können.

Abo-Zahlungen & Spenden: PSK (BLZ 60 000) Kto-Nr. 8812.733



FF Schluss mit Arbeitslosigkeit�, Lohnkürzung 
& Schikanen gegen Arbeitslose. Mindestlohn 
& Mindestpension von 1.200 Euro netto & 
Arbeitszeitverkürzung auf 30 Stunden pro 
Woche – d.h. Verteilung der vorhandenen 
Arbeit auf Alle bei vollem Lohn. Unbefristetes 
Arbeitslosengeld und Pension dürfen 
nicht unter dem Mindestlohn liegen.
FF Kapitalismus bringt immer wieder Krisen! 
Statt Subventionen aus unseren Steuern für 
Banken & Konzerne wollen wir ein öffentli-
ches Investitionsprogramm bei Gesundheit, 
Bildung, Wohnen, Umwelt & Verkehr. 
FF Der Kampf für Frauenrechte ist für uns 
Teil des Kampfes für eine sozialistische 
Gesellschaft! Für eine gerechte Entlohnung 
und Verteilung der bezahlten und unbe-
zahlten Arbeit! Flächendeckende kostenlose 
Betreuung von Kindern und Pflegebedürf-
tigen durch bezahlte Fachkräfte. Schluss 
mit Sexismus und Gewalt gegen Frauen!
FFWir mobilisieren gegen die Angriffe der 
radikalen Abtreibungsgegner auf das Selbst-
bestimmungsrecht von Frauen! Möglichkeit 
auf kostenlosen Schwangerschaftsabbruch in 
öffentlichen Spitälern in allen Bundesländern. 
FF Schluss mit rassistischen Gesetzen und 
Abschiebungen! MigrantInnen sind 
nicht die Ursache für soziale Probleme. 
Gemeinsamer Kampf von ÖsterreicherInnen 
und MigrantInnen für die volle rechtliche, 
politische und soziale Gleichstellung 
aller hier lebenden Menschen.

FF Die Jugend braucht eine Zukunft. Statt 
Kürzungen und Privatisierung mehr Geld 
für Bildung, die sich nicht an den Interessen 
der Wirtschaft orientiert, sondern kritische 
und selbständige Menschen zum Ziel hat. 
Ausreichend Lehrstellen & Jobs, von denen 
man leben kann, leistbare Wohnungen und 
Freizeiteinrichtungen ohne Konsumzwang.
FF Schluss mit der Diskriminierung, Stigmati-
sierung und Behinderung von Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen. Für das Recht auf 
Selbstorganisierung und Selbstbestimmung.
FFVolle Gleichberechtigung für Schwule, 
Lesben, Transgenderpersonen & Bisexuelle
FF Nein zu polizeistaatlichen Methoden und 
privaten Sicherheitsdiensten, die nur die 
Interessen des Kapitals schützen. Statt auf 
Überwachungsstaat und Aufrüstung setzen 
wir auf soziale Sicherheit. Keine Kooperation 
& kein Beitritt zu einem Militärbündnis.
FF Sozialpartnerschaft bedeutet besonders 
heute Verschlechterungen. Statt Privilegien 
und Bürokratie im ÖGB für kämpferische 
und demokratische Gewerkschaften.
FF Faschistische und rechtsextreme Organi-
sation wie BFJ, NVP & auch die FPÖ sind 
eine reale Bedrohung für MigrantInnen, 
GewerkschafterInnen & Linke. Dagegen 
braucht es entschlossenen Widerstand und 
den Aufbau einer politischen Alternative!
FF SPÖ und Grüne sind diese Alternative nicht. 
Sie können die rechte Gefahr nicht stoppen. 
Wir wollen keine StellvertreterInnenpolitik, 

sondern wir brauchen eine neue starke, 
kämpferische sozialistische Partei für Arbei-
terInnen, Arbeitslose & Jugendliche, deren 
VertreterInnen keine Privilegien haben. 
FF Hunger, Krieg, Armut & Verschuldung 
sind die Folge imperialistischer, neoko-
lonialer Politik. Für internationale 
Solidarität & Zusammenarbeit der 
ArbeiterInnenbewegung.
FF Keine Privatisierung der Gewinne und 
Verstaatlichung der Verluste. Es reicht 
nicht, die Finanzmärkte zu regulieren und 
internationale Institutionen wie EU, IWF & 
Weltbank zu reformieren. Wir brauchen eine 
echte Alternative zum Kapitalismus. Darum 
sind wir für die Überführung der Banken 
& Konzerne in öffentliches Eigentum unter 
demokratischer Kontrolle & Verwaltung 
der Beschäftigten und der Gesellschaft.
FF Kapitalismus bedeutet Umweltzerstörung 
und Chaos. Nachhaltigkeit und Wohlstand 
durch eine demokratisch geplante 
Wirtschaft, die von gesellschaftlichen 
Bedürfnissen und nicht von Aktien-
kursen & Profiten bestimmt wird.
FF 	Eine revolutionäre Veränderung ist 
notwendig. Lediglich Reformen führen zu 
keinen grundlegenden Verbesserungen. Die 
ArbeiterInnenbewegung & die Jugend sind 
Kräfte, die den Bruch mit dem Kapitalismus 
& eine demokratische, sozialistische 
Gesellschaft erkämpfen können.
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Der Winter kommt und be-
deutet für viele frieren: in 
den Wohnungen, weil die 
Energiekosten noch stär-
ker steigen als die übri-
gen Lebenserhaltungskos-
ten. Oder frieren irgendwo 
draußen in Hauseinfahr-
ten oder Parks. Alleine in 
Wien wurden letzten Win-
ter rund 9.000 Obdach-
lose von Hilfsstellen be-
treut. Eine Verdoppelung 
seit 2006!

Die meisten landen 
durch Jobverlust, Schei-
dung oder Krankheit auf 
der Straße. Und von dort 

wieder wegzukommen 
wird gerade in der Kri-
se immer schwieriger. Seit 
über zehn Jahren baut das 

„rote“ Wien keine Gemein-
dewohnungen mehr und 
für viele andere Wohnun-
gen werden Eigenmittel 
wie Genossenschaftsbei-
trag oder Ablöse gebraucht. 
Die Privatschulden sind in 
den letzten zehn Jahren 
um 70  % gestiegen. Wäh-
rend die Politik heile Welt 
spielt, fehlt es an allen 
Ecken und Enden!

Statt die Ursachen zu be-
kämpfen, werden die Ob-

dachlosen bekämpft – wie 
z.B. mit der Räumung des 
Stadtparks. Aber wo sol-
len sie hin, der Kapitalis-
mus produziert nun mal 
Obdachlosigkeit. Nicht 
wenige der Obdachlosen 
stammen aus Osteuropa, 
wo auch österreichische 
Firmen Armut produzie-
ren. Wollen wir die sozia-
len Probleme wirklich lö-
sen, können wir das nur 
international tun. Darum 
ist die SLP auch gemein-
sam mit Parteien anderer 
Länder im CWI organisiert. 
		  Albert Kropf

Bald beginnt das 
große Zittern!

Kampf um bessere Bildung

Krise, Winter und steigende Kosten 
heizen Obdachlosigkeit an!


